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EDITORIAL 

Dass die Klimakrise eine der größten Herausforderungen unserer Zeit 
ist, haben die extremen Wetterereignisse der letzten Monate erneut 
bestätigt. Vor diesem Hintergrund setzt unsere aktuelle Ausgabe einen kli-

mapolitischen Schwerpunkt. Eine Analyse von Chinas Plan zur sozio-ökolo-

gische Wende macht Hoffnung, dass das Land seiner Rolle als „ökologische 

Schicksalsmacht“ gerecht wird. Allerdings zeigt ein weiterer Beitrag, dass 

global die Ziele und Maßnahmen noch nachgeschärft werden müssen, um 

das Pariser Klimaabkommen einzuhalten. Auch die Frage, wie die Klima-

krise sozial gerecht bewältigt werden kann, bleibt aktuell und wichtig. Ab-

gerundet wird unser klimapolitischer Schwerpunkt mit der Vorstellung eines 

Buches, in dem es um die Frage geht, ob und wie die Demokratie in der 

Klimakrise überlebt. 

Weitere Beiträge befassen sich mit der aktuellen Rede von Kommissions-

präsidentin von der Leyen zur Lage der Union, mit der angespannten Lage 

beim EU-Budget und den Anpassungen, die die Kommission im Rahmen 

der Halbzeitüberprüfung des mehrjährigen Finanzrahmens vorgeschlagen 

hat, sowie mit den demokratiepolitisch beunruhigenden Entwicklungen in 

einigen EU-Staaten, denen die Kommission mit dem Demokratiepaket ent-

gegenzuwirken versucht. 

Wir wünschen eine anregende Lektüre! 

Die Redaktion
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CHINAS PLAN ZUR SOZIO-ÖKOLOGISCHEN WENDE 
WIE MACHT CHINA KLIMAPOLITIK?
Die EU setzt mit dem Green Deal ihren politischen Kurs, Vorreiter eines ökologischen Umbaus der 
globalen Wirtschaft zu werden. China ist ein bedeutender Verbündeter im weltweiten Kampf gegen 
den Klimawandel. Als Werkbank der Welt ist das Land auch ihr größter Produzent von Treibhausgasen. 
Um dem entgegenzuwirken, setzt die chinesische Regierung seit einigen Jahren auf eine Umwelt- und 
Klimapolitik im Zusammenspiel mit einem industriellen Wandel. So schaffte die Regierung erfolgreich 
Anreize für die Entwicklung global führender grüner Technologien. 

China hat eine Hauptrolle in der 
Abmilderung des Klimawandels

Wollen wir die Abmilderung des globalen 

stattfindenden Klimawandels für den Men-

schen in Angriff nehmen, kommt es nicht 

nur auf die EU an. Die Volksrepublik China 

ist der größte Emittent von Treibhausgasen 

und ein wichtiger Kooperationspartner. 

Im Jahr 2020 emittierte die Welt laut Climate 

Watch1 47,5 Gigatonnen an Treibhausga-

sen, ein leichter Rückgang zum Vorjahr. 

Mit 12,3 Gigatonnen gingen knapp 26 Pro-

zent auf das Land der Mitte zurück. Im Jahr 

2018 entfielen im Energiesektor 59 Prozent 

der gesamten CO2-Emissionen2 Chinas auf 

Kohlekraft. Sie ist der entscheidende Faktor 

in Chinas Umweltbelastung. 

Die USA sind mit rund 5,3 Gigatonnen oder 

über 11 Prozent der zweitgrößte Verursa-

cher von Treibhausgasen weltweit. Seit 

2019 haben Indiens Emissionen knapp die 

EU als drittgrößten Treibhausgasemittenten 

verdrängt. 2020 entfielen jeweils 6,7 und 6,2 

Prozent auf beide Länder. 

Blicken wir auf den pro Kopf Ausstoß von 

Treibhausgasen, zeigt sich, dass die höchs-

ten Emissionen auf Öl abbauende Staaten 

zurückgehen3. Die USA weist 2022 wieder-

holt einen beinahe doppelt so hohen Ver-

brauch auf als China, das mit Deutschland 

vergleichbar ist. Indien ist zwar nun der dritt-

größte Emittent, aber sein pro Kopf Ausstoß 

liegt weit unter anderen Staaten.

In China und Indien leben jeweils rund ein 

Fünftel der Weltbevölkerung. Die absolut 

gesehen höheren Emissionen der beiden 

Länder hängen auch mit ihrer großen Bevöl-

kerungszahl zusammen. Außerdem führte 

die Auslagerung der Produktionsstätten4 

von Industriestaaten nach China seit Ende 

der 1970er Jahre dazu, dass es als Fabrik 

der Welt die Umweltverschmutzung für ei-

nen nicht unbeträchtlichen Teil des westli-

chen Warenkonsums auf sich nimmt. Der 

französische Ökonom Robert Boyer5 be-

zeichnet Chinas Entwicklung zur Werkbank 

der Welt als Spiegelbild zu Amerikas Stra-

Von 
Lia Musitz

Quelle: Top Emitters | Total including LUCF | 
Greenhouse Gas (GHG) Emissions | Climate 
Watch (climatewatchdata.org), 
abgerufen am 20.9.2023
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tegie „einer Wirtschaft ohne Produktion“, 

die auf Finanzdienstleistungen fußt.

Ein Vergleich der Verringerung der nomina-

len Emissionen der USA bei gleichzeitiger 

Zunahme in der VR China verdeutlicht, dass 

die Energie und die Materialien für Produkti-

onsstätten einen erheblichen Anteil an Treib-

hausgasen ausmachen.

Aufgrund seines hohen Ressourcenver-

brauchs spielt China jedenfalls die Haupt-

rolle, um gemeinsam eine globale so-

zio-ökologische Wende zu vollziehen.

China bekennt sich zur globalen Klimapolitik

Zeigte sich vor einem Jahrzehnt Chinas Be-

kenntnis zur globalen Klimapolitik noch re-

serviert, hat sich das in den letzten Jahren 

grundlegend geändert.

2009 scheiterte ein gemeinsames binden-

des Abkommen beim Klimagipfel in Kopen-

hagen, weil Entwicklungsländer, allen voran 

China, Ausnahmen bei Emissionsreduzie-

rungszielen6 für ihren wirtschaftlichen Auf-

holprozess forderten. Nicht zu Unrecht ver-

wiesen sie darauf, dass die Industrieländer 

für ihre Wirtschaftsentwicklung, historisch 

betrachtet, den Großteil der Treibhausgase 

in der heutigen Atmosphäre verursachten. 

Die gemeinsame globale Klimapolitik ist ge-

fragt, die Spannungen zwischen Maßnah-

men zur Minderung des Klimawandels und 

sozio-ökonomischer Teilhabe des globalen 

Südens aufzulösen. 

2020 vollzog China eine Wende im Umgang 

mit der Klimakrise. Bei der Hauptversamm-

lung der Vereinten Nationen kündigte Präsi-

dent Xi Jinping „zwei Karbonziele“7 an: Bis 

2030 wird es den Gipfel seiner C02-Emis-

sionen erreicht haben und bis 2060 kar-

bon-neutral sein. Die EU8 ist ambitionierter 

und will Net-Zero Treibhausgas-Emissionen 

bereits 2050 erreichen.

2021 legt China in seinem 14. Fünfjahres-

plan zur Energieeinsparung und Emissions-

reduzierung vier übergeordnete politische 

Ziele fest. Erstens verstärkte Vermeidung 

und Kontrolle von Umweltverschmutzung. 

Zweitens wird der Aufbau eines kohlen-

stoffarmen Kreislaufsystems beschleunigt. 

Drittens eine grüne Transformation wandelt 

Wirtschaft und Gesellschaft. Ein neues wirt-

schaftliches Entwicklungsmuster soll sozi-

ale Stabilität mit ökologischen Wirtschafts-

strukturen in Einklang bringen. Viertens Er-

reichung der zwei Karbonziele.

Um sein erstes Karbonziel zur deutlichen 

Senkung der Karbon-Emissionen bis 2030 

zu erreichen, hat sich China zu vier Haupt-

Datenquelle: Climate Watch; 
Standorte: Österreich, China, 
Deutschland, Indien, Katar, 
Salomonen, Vereinigte 
Arabische Emirate, Verein-
igte Staaten; Sektoren/
Teilsektoren: Insgesamt 
einschließlich LUCF; Gase: 
Alle Treibhausgase; Berech-
nung: Pro-Kopf; Daten nach 
Ländern sortiert.
(climatewatchdata.org), 
abgerufen am 20.9.2023.

Ein beträcht-
licher Teil der 

Emissionen 
Chinas geht auf 
die Produktion 

für unseren 
Warenkonsum 

zurück.

Chinas Plan zur sozio-ökologischen Wende: Wie macht China Klimapolitik?
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maßnahmen verpflichtet. Erstens eine Re-

duktion der CO2-Intensität um 65 Prozent 

gegenüber dem Niveau von 2005. Dies be-

deutet, dass China weniger Kohlendioxid 

pro BIP-Einheit emittieren wird.

Ein weiteres bedeutsames Ziel bezieht sich 

auf den Primärenergieverbrauch. Bis 2030 

soll China 25 Prozent nicht-fossile Brenn-

stoffe in seinem Primärenergieverbrauch in-

tegrieren. Dies spiegelt das Bestreben wider, 

den Anteil erneuerbarer Energien wie Wind, 

Sonne und Wasserkraft deutlich zu erhöhen.

Um die Umweltbilanz weiter zu verbessern, 

hat China auch das Ziel, die Wiederauffor-

stung erheblich zu erhöhen. Die geplante 

Steigerung um 6 Milliarden Kubikmeter im 

Vergleich zu 2005 zeigt das Bestreben, die 

Waldfläche zu erweitern und somit mehr 

CO2 aus der Atmosphäre zu absorbieren.

Schließlich plant China, seine Kapazität 

für erneuerbare Energien drastisch auszu-

bauen. Bis 2030 soll die Gesamtkapazität 

von Wind- und Solarkraftanlagen über 1.200 

Gigawatt (GW) erreichen. Dies würde China 

zu einem globalen Marktführer in der grünen 

Energieproduktion machen.

Externer und interner Druck führten zu 
Chinas klimapolitischem Umdenken

Im öffentlichen Diskurs wird Chinas zuneh-

mendes Engagement für den Klimaschutz 

oft auf das externe politische Drängen9, 

insbesondere von Seiten der EU, zurückge-

führt. Doch die Glaubwürdigkeit von Chinas 

Klimapolitik basiert ebenso auf dem inter-

nen Druck aus der Zivilgesellschaft in den 

letzten beiden Jahrzehnten, dem Begreifen 

des Klimawandels als sozio-ökonomische 

Chance und den bereits deutlich spürbaren 

Folgen des Klimawandels im Land. 

Eine Rekordhitzewelle im vergangenen Jahr 

ließ selbst den Jangtse stellenweise austrock-

nen. Wasser fehlte nicht nur für die Landwirt-

schaft, sondern auch für Stromproduktion 

durch Wasserkraftwerke. Mehrere Lokalre-

gierungen inklusive der Shanghais mussten 

auf Stromrationierung10 für die Industrie zu-

rückgreifen. Hatte China einige Kohlenkraft-

werke geschlossen, bewilligte die Regierung 

nun wieder Neubauten11, die Chinas größte 

im Land verfügbare Energiequelle nutzen. 

Sie fangen paradoxerweise die kurzfristigen 

Folgen des Klimawandels auf und befeuern 

gleichzeitig langfristig einen weiteren Anstieg 

der Temperaturen. Mit vergleichsweise klima-

schonenden Anlagen12 versucht das Land, 

dieses Spannungsverhältnis zu mildern.

Industrielle Umweltverschmutzung 
bringt Chinas polit-ökonomische 
Stabilität in Gefahr

Chinas beschleunigte Industrialisierung unter 

Mao Zedong13 ging zulasten der Umwelt. So 

führte beispielsweise die massive Expansion 

der Landwirtschaft auch in Chinas Grasstep-

pen in der Inneren Mongolei zu Bodenerosi-

onen und einer Ausweitung der Wüste Gobi. 

Sandstürme bis nach Peking sind heute eine 

Folge davon. Die Reform- und Öffnungspoli-

tik 1978 setzte daraufhin Umweltschutz auf 

China will  
2030 seinen 

Emissionsgipfel 
erreichen und 

2060 karbon- 
neutral sein.

Chinas Plan zur sozio-ökologischen Wende: Wie macht China Klimapolitik?

Quelle: Climate Watch (climatewatchdata.org), abgerufen am 20.9.2023.
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ihren Entwicklungsplan. Chinas exportge-

triebene globale Wettbewerbsfähigkeit durch 

geringe Produktionskosten ging aber aber-

mals zulasten von Löhnen, Arbeits- und Um-

weltschutz. 

In den 2000er-Jahren brachen in mehreren 

Regionen gewaltsame Aufstände14 von Bäu-

erinnen und Bauern gegen das Management 

von Industrieanlagen aus. Fabrikabfälle, die 

Nutzböden verseuchten, gefährdeten ihre 

Existenzgrundlage. So protestierten 200515 

200 ältere Frauen im Dorf Huankantou ge-

gen eine umliegende Chemiefabrik. Sie 

stand im Verdacht, die angrenzenden Feld-

früchte zu vergiften und zu Missbildungen 

bei Neugeborenen zu führen. Zwei Demons-

trantinnen kamen dabei ums Leben. Auch in 

den 2010er Jahren protestieren16 wiederholt 

Tausende von Chinas neuer Mittelschicht 

gegen massive Luftverschmutzung. Unter 

dem Druck stellte die Regierung geplante 

Industriegroßprojekte17 ein und schließt seit-

her Fabriken mit hoher Umweltbelastung18. 

Nach den Tian’anmen-Protesten 1989 wird 

die politische Stabilität des offiziellen Arbei-

ter- und Bauernstaats erneut durch ökolo-

gische und ökonomische Auswirkungen 

seiner industriellen Umweltverschmutzung 

erschüttert.

Die grüne sozio-ökologische 
Transformation als Chance für 
Chinas Wirtschaftsentwicklung

Chinas autoritärer Einparteienstaat sicherte 

traditionell seine Legitimität19 durch die Ver-

besserung der materiellen Lebensbedingun-

gen der Bevölkerung, insbesondere durch 

Wirtschaftswachstum. Jedoch ist mit den 

zivilgesellschaftlichen Protesten gegen um-

weltschädliche Industrien das Spannungsfeld 

zwischen Wirtschaftswachstum und Umwelt 

zunehmend konfliktreicher geworden. 

Chinas Plan zur sozio-ökologischen Wende: Wie macht China Klimapolitik?

 
Umsetzungs- 

zeitraum

Fünf- 
Jahres- 

Plan

 
     Zentrale  

Ziele

2001–2005 10.  n Restrukturierung der Wirtschaft und 
ökologische, nachhaltige Entwicklung

2006–2010 11.  n Gesellschaft mit moderatem Wohlstand 
(u.a. Abbau sozialer Ungleichheiten)

 n Harmonisierung ökonomischer mit 
sozialer und ökologischer Entwicklung 

 n 10 % des Energiekonsums aus erneu-
erbaren Energien

 n finanzielle Förderung energieeffizienter 
Technologien

2011–2015 12.  n Ausbau Gesellschaft mit moderatem 
Wohlstand (Stärkung von sozialen 
Absicherungssystemen)

 n Beschleunigung nachhaltiger  
Entwicklung

 n „grüne Entwicklung“ durch „ökologische 
Zivilisation“ (Steigerung des grünen 
Bewusstseins der Gesellschaft)

2016–2020 13.  n Gesellschaft mit umfassendem 
moderaten Wohlstand (Verdoppelung 
des BIPs und Pro-Kopf-Einkommens 
im Vergleich zu 2010)

 n Entschleunigung des Wirtschafts-
wachstums und innovationsgetriebene, 
koordinierte, grüne Wirtschaftsentwick-
lung (Anteil Investitionen in Forschung 
und Entwicklung 2,5% des BIP)

 n Verbesserung der Umwelt, u.a.:
 è Jährliche Senkung des Energiever-
brauchs der Industrie um 15 % pro 
BIP-Einheit

 è Anteil nicht-fossiler Energie am 
Primärenergieverbrauch bei 15 %

 è jährliche Reduktion der CO2-Emissio-
nen pro BIP-Einheit um 18 % 

 è Reduzierung der gesamten Schad-
stoffemissionen um jährlich 10–15 %

2021–2025 14.  n Zum ersten Mal keine quantitativen 
Vorgaben zum BIP-Wachstum 

 n „Duale Zirkulation“: Fokus auf lokale 
Produktion, Importe nur als Ergänzung

 n Bindende, quantitative Vorgaben für 
Klimaschutz, u.a.:

 è jährliche Senkung des Energiever-
brauchs um 13,5 % pro BIP-Einheit 

 è jährliche Reduktion der CO2-Emissio-
nen um 18 % pro BIP-Einheit

 è Steigerung der Waldbedeckungsrate 
auf 24,1%

Tabelle 1
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Die chinesische Regierung reagierte auf 

diese Herausforderung mit mehreren Schrit-

ten, darunter Verschärfungen ihres Umwelt-

schutzgesetzes von 1989 sowie die konti-

nuierliche Einführung weiterer Gesetze zur 

Begrenzung industrieller Schadstoffe und 

des industriellen Energieverbrauchs. Chinas 

höchste Gerichte20 riefen dazu auf, in rich-

terlichen Entscheidungen die Emissions-

minderungsziele zu berücksichtigen.

Die Lösung für diesen Konflikt zwischen 

Wirtschaft und Umwelt geht jedoch über 

Gesetze hinaus. Die „grüne Transformation“ 

wird als eine zentrale Chance begriffen, um 

die sozio-ökonomische Entwicklung des 

Landes voranzutreiben. 

Gesamtgesellschaftliche Pläne in Form von 

Fünf-Jahres-Plänen21 spielen hierbei eine 

entscheidende Rolle. Diese Pläne, die alle 

fünf Jahre von der chinesischen Regierung 

erstellt werden, definieren langfristige Ziele 

und Strategien für die wirtschaftliche und 

soziale Entwicklung des Landes. Sie beein-

flussen nahezu alle Aspekte des chinesi-

schen Lebens und sind ein Werkzeug, um 

langfristige politische Visionen in konkreten 

Maßnahmen umzusetzen.

Seit 2001 sehen diese Pläne eine Umstruk-

turierung der Wirtschaft vor, die auf ökolo-

gische Nachhaltigkeit ausgerichtet ist und 

gleichzeitig zu einem breiteren und gerech-

ter verteilten Wohlstand in der Gesellschaft 

beiträgt (siehe Tabelle 1).

Die nachhaltige grüne Transformation22 kon-

zentriert sich auf die Entwicklung grüner 

Technologien, die Modernisierung umwelt-

freundlicher Industrieanlagen und die Verrin-

gerung der exportorientierten Produktion, die 

große Ressourcen für den Warenkonsum an-

derer Länder verschlingt. Chinas Wirtschafts-

planung setzt dabei auf staatliche Investitio-

nen, Lenkung ausländischer Direktinvestiti-

onen23 in Entwicklung neuer Technologien, 

Steuererleichterungen24 und Subventionen.

Diese Maßnahmen sollen nicht nur die Um-

weltbedingungen verbessern und zum Kli-

maschutz beitragen, sondern auch Chinas 

Im Rahmen des Net-Zero-Szenarios, das einen  
ehrgeizigen Weg zu einer Netto-Null-Emission bis 
2050 aufzeigt, schätzt BloombergNEF, dass Chinas 
Gesamt emissionen im Jahr 2023 ihren Höhepunkt 
erreichen. Saubere Energie trägt am meisten zur  
Emissionsreduzierung bei.

Quelle: BloombergNEF: China Nearing Inflection Point for Solar Power 
and EVs Ahead of 2030 Target, abgerufen am 20.9.2023. 

Sektoren inkludieren vorgelagerte Vorleistungen und Komponenten, wie die 
Herstellung von Polysilizium für PV und Anoden für Batterien. Für Elektolyseure 
wurden vor dem Jahr 2022 keine Investitionsdaten aufgezeichnet. Investitionen 
in Solar vernachlässigen neue Kapazitäten am Ende des Jahres 2022. Das Dia-
gramm auf der rechten Seite exkludiert Windkraft.  Quelle: BloombergNEF.

Chancen auf 
globale Markt-

führerschaft bei 
grünen Techno-
logien und spür-
bare Folgen des 

Klimawandels 
drängen China 

zur Klimapolitik.

Chinas Plan zur sozio-ökologischen Wende: Wie macht China Klimapolitik?
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Position in globalen Wertschöpfungsketten 

stärken, den Binnenkonsum als treibende 

Kraft der Wirtschaft etablieren und neue 

hochwertige Arbeitsplätze schaffen.

Diese Politik spiegelt Chinas Verständnis wi-

der, den Umweltschutz nicht nur als isolierte 

Anstrengung zu betrachten, sondern auch 

als eine wirtschaftliche Entwicklungschance. 

Dies trägt dazu bei, die Legitimität des Ein-

parteienstaats aufrechtzuerhalten, während 

gleichzeitig Umweltschutz und wirtschaftli-

ches Wachstum in Einklang gebracht werden.

Chinas grüne Technologien zeigen erste 
Erfolge bei seiner Emissionsreduzierung

China ist heute weltweit führend in der Pro-

duktion und Nutzung von erneuerbaren Pri-

märenergien. Im Jahr 2022 entfiel laut der 

Internationalen Energieagentur (IEA)25 die 

Hälfte der weltweit neu installierten Kapa-

zitäten für erneuerbare Primärenergien auf 

das Land. Für das Jahr 2024 wird erwartet, 

dass sein Anteil weltweit auf 55 Prozent stei-

gen wird. Im Inland trugen gemäß Chinas 

Nationaler Energiebehörde (NEA) 2021 er-

neuerbare Primärenergien rund 30 Prozent 

zur Stromgenerierung bei. Wobei Wasser-

kraft mit 16 Prozent die größte Ressource 

darstellt, vor Windkraft mit 8 Prozent, Sola-

renergie mit 4 Prozent und Biomasse mit 2 

Prozent. Im Vergleichsjahr waren es in der 

EU nur knapp 22 Prozent.26 

In den letzten beiden Jahrzehnten hat sich 

China als zentraler Produzent von Solar- 

und Windenergie etabliert und ist zu einem 

der wichtigsten Entwickler von Batterien27 

für die Elektro-Mobilität aufgestiegen.

So verlagerte sich die weltweite Produktion 

von Solar-PV-Anlagen28 zunehmend von 

Europa, Japan und den USA nach China. 

Das Land investierte bis 2022 50 Milliarden 

US-Dollar in neue Produktionskapazitäten für 

PV – das ist zehnmal mehr als Europa. Dies 

hat dazu geführt, dass China mehr als 80 Pro-

zent der weltweiten Produktionsschritte für 

Solarzellen kontrolliert, angefangen von der 

Herstellung von Polysilizium bis hin zu Zellen 

und Modulen. Dieser hohe Grad der Integ-

ration in die Solar-PV-Wertschöpfungskette 

hat die Kosten für Solar-PV weltweit gesenkt 

und für Haushalte erschwinglich gemacht. 

Gleichzeitig wurden Hunderttausende von 

Arbeitsplätzen in China geschaffen. 

Drei Viertel der Batterien für Elektro-Autos29 

weltweit werden in China hergestellt. Auch 

bei der Prozessierung der Rohstoffe für die 

Batterieproduktion ist China zentral. Abge-

sehen vom Abbau von Rohstoffen, bei dem 

das Land eine kleinere Rolle spielt, vereint 

es alle Schritte der Wertschöpfungsketten 

für E-Auto-Batterien im Inland. Gleichzeitig 

ist es der größte Markt für elektro-mobiles 

Fahren. Laut IEA30 wurden 2022 global mehr 

als 10 Millionen neue E-Autos verkauft. Der 

Marktanteil steigt damit auf 14 Prozent. Da-

von gehen wiederum 60 Prozent auf China 

zurück. Es ist wiederholt der Vorreiter in der 

Elektromobilität. Zweitgrößter und drittgröß-

ter E-Automarkt sind die EU und die Verei-

nigten Staaten. Auf sie fällt jeweils ein glo-

baler Anteil von etwa 20 und 8 Prozent.

Der wachsende Markt für Solarenergie und 

Elektromobilität in China könnte, laut einer 

Analyse von Bloomberg NEF31, dazu führen, 

dass das Land seinen Emissionsgipfel be-

reits in diesem Jahr erreicht, sieben Jahre 

früher als geplant.

Wie macht China das?

Hohe Investitionen und frühzeitige politische 

Maßnahmen sind die wichtigsten Faktoren 

für Chinas grünen Erfolg. Mit 550 Milliarden 

US-Dollar für erneuerbare Energien32, knapp 

Chinas Plan zur sozio-ökologischen Wende: Wie macht China Klimapolitik?

Zivile Proteste 
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Wirtschafts modell 

ins Wanken.
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der Hälfte des gesamten Investitionskapi-

tals weltweit, ist das Land mit Abstand der 

größte Investor, wobei Batterien die größten 

Kapitalflüsse auf sich ziehen.

Werden allein die Investitionen in Produkti-

onsstätten für erneuerbare Energie betrach-

tet, ist China weltweit konkurrenzlos. Im 

Jahr 2022 war es beinahe global der allei-

nige Investor. 

Die Unterstützung erneuerbarer Energien 

durch die chinesische Wirtschaft33 reicht bis 

in die späten 1990er Jahre zurück. Damals 

zielte sie auf eine Reduktion der Produkti-

onskosten und Erhöhung von Chinas globa-

ler Wettbewerbsfähigkeit. Der Durchbruch 

kam aber 2005 mit dem Erneuerbare-Ener-

gien-Gesetz34. Es legt nationale Ziele für 

erneuerbare Energien fest, bietet finanzielle 

Anreize und verpflichtet Netzbetreiber, er-

neuerbare Stromprojekte anzuschließen. 

Ein weiterer Meilenstein für erneuerbare Ener-

gien sind die oben bereits erwähnten Fünf-

Jahres-Pläne, insbesondere der 13. Fünf-

Jahres-Plan von 2016. Sie setzten konkrete 

Ziele für den Anteil nicht-fossiler Energie am 

Energiemix. Die Umsetzung erfolgte bisher 

durch großzügige Einspeisetarife und Finan-

zierungsoptionen, was zu einem raschen An-

stieg des Anteils nicht-fossiler Energie führte.

Einpreistarife werden aber für Wind- und So-

larenergien aufgrund der hohen öffentlichen 

Kosten und des boomenden Marktes suk-

zessive abgebaut. An deren Stelle35 werden 

öffentliche Ausschreibungen und 20-jährige 

Verträge mit dem kostengünstigsten Ener-

gieanbieter eingeführt. Netzbetreiber wer-

den verpflichtet, eine Mindest-Kapazität an 

erneuerbaren Energien einzukaufen. 

Zusätzlich zur Förderung erneuerbarer 

Energien legte China einen starken Fokus 

Chinas Plan zur sozio-ökologischen Wende: Wie macht China Klimapolitik?
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EDITORIAL 
Die Europäische Union und große Teile der Welt sind nun schon seit 
geraumer Zeit geprägt von Krisen. Aber wie ist es zu den Problemen ge-

kommen, vor denen wir heute stehen? Und wie lassen sie sich lösen? Die 

neue Ausgabe des EU-Infobriefs greift einige Themenfelder auf, um diesen 

Fragen nachzugehen.

In den ersten beiden Beiträgen informieren wir über kritische Infrastruktu-

ren sowie über das sogenannte „Regulatory Scrutiny Board“ und zeigen 

dabei auf, wie es überhaupt erst zu den strukturellen Problemen kommt, 

mit denen die EU zu kämpfen hat. Warum es am EU-Binnenmarkt entge-

gen der Feierlaune von Wirtschaftsvertreter:innen nicht wirklich Grund zum 

Jubeln gibt, analysiert der dritte Artikel. Wieder einmal in einer handfesten 

Krise befindet sich der Bankensektor wie ein weiterer Beitrag darstellt. Drei 

weitere Artikel – zu den kritischen Rohstoffen, zum Lieferkettengesetz und 

zum REPowerEU-Programm im Zuge der Energiewende – zeigen einerseits 

die Problematik in verschiedenen Sektoren, aber auch Lösungsansätze auf. 

Leider noch kein Ende gefunden hat der Angriffskrieg Russlands auf die 

Ukraine. Wie es den ukrainischen Gewerkschaften in dieser Situation geht, 

beschreibt ein weiterer Artikel in dieser Ausgabe. In dieser Ausgabe eben-

falls enthalten ist ein Beitrag zum Mercosur-Handelsabkommen. Eine Buch-

rezension zum „herrschaftlichen Geltungskonsum“ rundet das Bild zu der 

neuen EU-Info brief-Ausgabe ab.
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auf Energiespeicherung. Lokalregierungen 

verpflichten zur oder fördern die Integration 

von Speichertechnologien in Wind- und So-

laranlagen.

Wirtschaftlicher Fortschritt  
und Klimaschutz müssen sich 
nicht widersprechen

Chinas politisch-ökonomische Strategien 

machen vor, dass technologische Innovati-

onen für den Klimaschutz die globale Wert-

schöpfung eines Landes steigern und bes-

sere Arbeitsplätze schaffen kann. Dafür hat 

es früh angefangen, gesamtgesellschaftliche 

Pläne zu entwickeln und gezielte Regulie-

rungen und hohe Investitionen einzusetzen.  

Diese politischen Maßnahmen haben China 

zu einem weltweit führenden Akteur im Be-

reich erneuerbare Energien, einer zentralen 

Entwicklungsstätte für grüne Technologien 

und einem Marktführer bei Solarpaneelen 

und Elektromobilität gemacht. 

Damit bemüht sich China, seiner Rolle als 

globale „ökologische Schicksalsmacht“ ge-

recht zu werden. Dennoch ist sein Weg zu 

einer karbon-neutralen Wirtschaft noch weit. 

Mehr als die Hälfte von Chinas Energiever-

brauch wird weiterhin durch Kohle gedeckt, 

mit derzeit noch steigender Tendenz.

Lia Musitz 
Sinologin und Wirtschaftssoziologin

lia.musitz@gmail.com 
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GLOBALE VORREITERROLLE DER EU 
EHRGEIZIGE KLIMAZIELE  
AUCH AUF ANDEREN KONTINENTEN
Die Klimakrise gehört zu den größten Herausforderungen des 21. Jahrhunderts. Die extremen Wet-
terereignisse im Sommer 2023 in Form von Dürren, Stürmen, Überschwemmungen, Waldbränden und 
Hitzewellen sind nur ein weiteres Alarmsignal, dass uns die Zeit davonläuft und wir auf dem Weg in 
eine klimaneutrale Zukunft rascher voranschreiten müssen. Reichen die bisherigen Klimaziele?1

Es ist von enormer Bedeutung, dass sich 

die Europäische Union dieser Herausforde-

rung stellt und Wege aufzeigt, wie die Kli-

makrise noch bewältigt werden kann. Mit 

dem europäischen Grünen Deal2 hat sich 

die Europäische Union jedenfalls als glo-

bale Vorreiterin in Sachen Klimaschutz po-

sitioniert. Der Grüne Deal legt eine Kaskade 

von Maßnahmen vor, die darauf abzielen, 

Europa bis 2050 – im Einklang mit dem Pa-

riser Klimaabkommen3 – zum weltweit ers-

ten klimaneutralen Kontinent zu machen. 

Ausdrücklich wird dabei hervorgehoben, 

dass dieser Übergang nur gelingen kann, 

wenn er fair und inklusiv erfolgt. Dass das 

keine symbolische Ankündigung ist, zeigen 

die vielen konkreten Maßnahmen in zahl-

reichen Politikbereichen, die den Übergang 

zur Klimaneutralität vorantreiben. Von zent-

raler Bedeutung ist das im Juli 2021 in Kraft 

getretene „Europäische Klimagesetz“4, mit 

dem das Ziel der Klimaneutralität bis 2050 

Gesetzesrang erlangt, ebenso die Klima-

zielvorgabe, bis 2030 die Nettotreibhaus-

gasemissionen innerhalb der Europäischen 

Union um mindestens 55 % gegenüber dem 

Stand von 1990 zu senken. 

Die Welt folgt der EU

Der mit dem Grünen Deal verbundene Opti-

mismus, dass andere Staaten der EU folgen 

werden, war nicht unbegründet. Wer sich 

durch den „Net-Zero-Tracker“5 scrollt, stellt 

fest, dass mittlerweile über 100 Staaten das 

Ziel der Klimaneutralität (großteils bis 2050) 

in Gesetzen oder politischen Dokumenten 

verankert haben. Entscheidend ist dabei, 

dass insbesondere mit den USA, China, In-

dien, Russland und Japan die weltweit größ-

ten Emittenten von Treibhausgasen Net-

Zero-Ziele beschlossen haben, allerdings 

mit unterschiedlichen Zeithorizonten: USA 

und Japan bekennen sich zum magischen 

Zieldatum 2050, China und Russland peilen 

2060 an, Indien will 2070 Klimaneutralität 

erreichen. Dass das auch mit dem Vorpre-

schen der Europäischen Union zusammen-

hängt, wurde von etlichen Experten:innen 

bestätigt. 

Viel hängt jetzt von den USA und China 

ab, die zusammen für 45%6 der globalen 

CO2-Emissionen verantwortlich sind. Damit 

sind sie „ökologische Schicksalsmächte“, 

die dieser Rolle zumindest in Ansätzen ge-

recht werden: Die USA haben mit dem „In-

flation Reduction Act“7  ein wichtiges Klima-

schutzpaket beschlossen, mit dem an die 

400 Milliarden US-Dollar für Klimaschutz-

maßnahmen (u.a. Anreize für saubere Ener-

gien, Förderung der E-Mobilität, Energie-

effizienzmaßnahmen, klimaneutrale Indus-

trie) zur Verfügung stehen. Berechnungen 

zeigen, dass damit die US-Klimaziele nicht 

ganz erreicht werden, aber die Umsetzungs-

lücke erheblich verringert wird. Auch China 

Von  
Norbert Templ
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Dokumenten 

verankert.
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treibt seine Dekarbonisierungsbemühungen 

mit großem Engagement im Bereich erneu-

erbarer Energien und Elektromobilität voran. 

China hat angekündigt, den Höhepunkt der 

CO2-Emissionen vor 2030 zu erreichen. Die-

ses Ziel ist in Reichweite und könnte sogar 

bereits unmittelbar bevorstehen8.  

Reichen die Klimaziele?

Die Ziele sind ambitioniert, die Maßnahmen 

zum Teil spektakulär: So dürfen z.B. in der 

EU ab 2035 nur noch emissionsfreie Pkw 

und leichte Nutzfahrzeuge neu zugelassen 

werden. Aber sie reichen noch nicht! Trotz 

beachtlicher Fortschritte in vielen Staaten 

und Regionen der Welt sind die CO2-Emis-

sionen nicht im Einklang mit dem Tempera-

turziel des Paris-Abkommens. Im Entwurf9 

der „globalen Bestandsaufnahme“, die der-

zeit auf UN-Ebene durchgeführt wird, heißt 

es unmissverständlich, dass „viel ehrgeizi-

gere Maßnahmen“ und „ehrgeizigere Ziele 

in den NDCs“ (national festgelegte Klima-

schutzbeiträge) erforderlich sind, damit bis 

2050 weltweit die Klimaneutralität erreicht 

wird. Zweifellos werden die bestehenden 

Klimaziele auf europäischer und nationaler 

Ebene nochmals deutlich verschärft wer-

den müssen. Die Europäische Union hat 

diese Diskussion bereits im Europäischen 

Klimagesetz vorweggenommen, indem im 

Gesetz bereits ein weiteres Zwischenziel an-

gekündigt wird: Spätestens sechs Monate 

nach der ersten weltweiten Bestandsauf-

nahme des Pariser Klimaabkommens wird 

die EU-Kommission ein unionsweites Kli-

maziel für 2040 vorschlagen. Dieses muss 

und wird sehr ambitioniert sein. Bereits im 

Juni 2023 hat der mit dem Europäischen 

Klimagesetz eingerichtete wissenschaftli-

che Beirat zum Klimawandel10 empfohlen, 

die EU-Emissionen bis 2040 im Vergleich 

zu 1990 um 90 bis 95 Prozent zu verringern. 

Noch wichtiger und politisch herausfordern-

der wird es aber sein, die konkreten und 

verbindlichen Maßnahmen zur notwendigen 

Reduktion der Treibhausgase entsprechend 

anzupassen. Es ist zu hoffen, dass mit der 

sich verschärfenden Klimakrise auch die 

Bereitschaft dazu wächst. 

Norbert Templ, AK Wien
norbert.templ@akwien.at 

1 Der Artikel erschien zuerst im WISO Energie der Arbeiterkammer Tirol.
2 Klimaschutz und Grüner Deal (europa.eu), abgerufen am 21.9.2023.
3 Das Übereinkommen von Paris (oesterreich.gv.at), abgerufen am 21.9.2023.
4 Europäisches Klimagesetz, 30.6.2021, Publications Office (europa.eu).
5 Net-zero Target Status | Net-Zero Targets | Climate Watch (climatewatchdata.org), abgerufen am 21.9.2023.
6 EDGAR - The Emissions Database for Global Atmospheric Research (europa.eu), abgerufen am 21.9.2023.
7 Guest post: How the Inflation Reduction Act narrows the gap to US climate goals - Carbon Brief, abgerufen. 21.9.2023.
8 China Nearing Inflection Point for Solar Power and EVs Ahead of 2030 Target - Bloomberg, abgerufen am 21.9.2023. Siehe auch Beitrag 

von Lia Musitz “Chinas Plan zur sozio-ökologischen Wende“ in der aktuellen Ausgabe. 
9 Technical dialogue of the first global stocktake. Synthesis report by the co-facilitators of the technical dialogue (klimareporter.de), abge-

rufen am 21.9.2023.
10 Klimabeirat empfiehlt EU, Emissionen bis 2040 drastisch zu senken - Umwelt & Klima - derStandard.at › Wirtschaft, abgerufen am 

21.9.2023.
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ZENTRALE HERAUSFORDERUNG AM WEG  
ZUR KLIMANEUTRALITÄT 
WIE KOMMT DAS „GERECHT“ IN DEN ÜBERGANG?
Wirft man einen Blick auf die aktuellen Geschehnisse in Europa und auf der Welt, wird deutlich:  
die Hütte brennt. Die Klimakrise ist nicht ein Thema für die Enkel und Urenkel, sondern sie trifft  
uns bereits im Hier und Heute. Umso drängender ist es, eine zentrale Herausforderung zu beantwor-
ten: Wie können wir die Klimakrise sozial gerecht bewältigen? 

Eine Frage der Gerechtigkeit

Die Klimakrise trifft nicht alle gleich. Wir alle 

haben unterschiedliche Voraussetzungen, 

wie wir mit den vor uns liegenden Verän-

derungen umgehen können. Einkommen 

und Vermögen, Bildung, Alter, Geschlecht, 

Gesundheitszustand – alle diese Facetten 

beeinflussen unsere individuellen Möglich-

keiten, mit den Veränderungen durch die 

Klimakrise oder mit dem Umbau zur Klima-

neutralität umzugehen. Daraus folgt: umso 

größer die Ungleichheit in einer Gesellschaft 

ausgeprägt ist, umso ungleicher sind auch 

die individuellen Chancen und Möglichkei-

ten im Umgang mit der Klimakrise. 

Die Klimakrise mit all ihren Konsequenzen 

ist daher eine zutiefst soziale Frage und 

gemeinschaftliche Aufgabe. Maßnahmen 

im Kampf gegen die Klimakrise werden 

politisch nur dann erfolgreich sein, wenn 

sie soziale Ungleichheiten berücksichti-

gen. Andernfalls werden sie, aufgrund eines  

berechtigten sozialen Widerstands gegen 

die Maßnahmen, scheitern. Ein Umbau hin 

zur Klimaneutralität kann nur dann gelingen, 

wenn „niemand am Weg zurückgelassen 

wird“1, wie es die Europäische Kommission 

in ihrem Grünen Deal formuliert.

Gerechtigkeit worin?

Die Frage, die sich in der Gestaltung eines 

„gerechten Übergangs“ (Just Transition) stellt, 

ist: Von welcher Form der Gerechtigkeit spre-

chen wir eigentlich? In der Analyse der Ge-

rechtigkeitsdimensionen der Gestaltung und 

Wirkung klimapolitischer Maßnahmen unter-

scheidet die Literatur2 zwischen Verfahrens-
gerechtigkeit, Verteilungsgerechtigkeit 
und Anerkennungsgerechtigkeit. 

 n Verfahrensgerechtigkeit meint die 

Gewährleistung eines niedrigschwelligen 

und adäquaten Zugangs zu Information 

und Beratung sowie eines gleichwertigen 

Zugangs zu Rechtsverfahren und Anfech-

tungsrechten. 

 n Verteilungsgerechtigkeit zielt auf die 

Reduktion ungleicher ökonomischer 

Von  
Michael Soder

Abb.1. 
Gerechtigkeitsdimension  
in der Transformation
Quelle: Upham, Sovacool und  
Gosh 2022; Eigene Ergänzungen
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Voraussetzungen und Stärkung der indivi-

duellen Möglichkeiten und Fähigkeiten ab. 

 n Anerkennungsgerechtigkeit antizipiert 

die unterschiedlichen Ausgangslagen der 

sozialen Gruppen und Betroffenen sowie 

erlaubt und erleichtert deren Mitsprache 

und Mitbestimmung. 

Abbildung 1 zeigt einen stilisierten Überblick 

über die unterschiedlichen Gerechtigkeits-

facetten, welche in der Maßnahmengestal-

tung eine Rolle spielen.

Eine ambitionierte Klima- und 
Transformationspolitik muss gerecht sein

Die deutsche Klimawissenschafterin Go-

telind Alber3 argumentiert in ihren Arbeiten, 

dass eine ambitionierte Klimapolitik da-

nach verlangt, unsere Strukturen und All-

tagsroutinen entsprechend einer Minimie-

rung der Treibhausgasemissionen und des 

Ressourcenverbrauchs auszurichten, um 

die Klimakrise effektiv zu begrenzen. Da-

mit würde kein Stein auf dem anderen blei-

ben. Unsere Gewohnheiten und Praktiken 

und Verhaltensweisen müssen sich ebenso 

verändern, wie die Technologien, die wir 

einsetzen. Aber auch das Nicht-Handeln 

und ein weiter wie bisher verändert alles 

und führt durch zunehmende Katastro-

phen und veränderten Lebensbedingungen 

über sich damit verschärfende soziale Un-

gleichheiten zu einer Gefährdung unserer 

Lebensentwürfe, wie wir sie bisher kennen. 

Katharina Rogenhofer und Florian Schlede-

rer vom österreichischen Klimavolksbegeh-

ren haben treffend formuliert: „Ändert sich 

nichts, ändert sich Alles“.

Eine tragfähige, nachhaltige und ambitio-

nierte Klimapolitik muss die in Abbildung 1 

festgehaltenen Dimensionen der Gerech-

tigkeit in der Konzeption von klimapoliti-

schen Maßnahmen berücksichtigen, denn 

wenn die Maßnahmen als ungerecht wahr-

genommen oder empfunden werden, dro-

hen sie aufgrund politischen Widerstands 

zu scheitern. Etwas, dass wir uns als Ge-

sellschaft in Hinblick auf die sozialen, öko-

logischen und ökonomischen Kosten des 

Nicht-Handelns4 nicht leisten können. Mit 

Blick auf die unterschiedlichen Gerech-

tigkeitsdimensionen von Transformations-

prozessen wird auch deutlich, dass es 

sich nicht um eine einzige „Just Transition“ 

handelt, sondern um vielfältige und vonei-

nander abhängige Übergangsprozesse in 

Zentrale Herausforderung am Weg zur Klimaneutralität: Wie kommt das „gerecht“ in den Übergang?

awblog.at

Bevor die
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ausgehen.

http://awblog.at


Seite 14 | infobrief eu & international 3/2023

unterschiedlicher Ausprägung entlang von 

Zeit, Raum und sozialem Kontext. 

Wohlstandsorientierte Wirtschaftspolitik 
und Transformation

Es braucht daher ein wirtschaftspolitisches 

Programm der Transformation5. Ein Pro-

gramm, welches die soziale Dimension der 

Klimakrise ernst nimmt und entlang der an-

geführten betroffenen Gerechtigkeitsdimen-

sionen Maßnahmenpakete schnürt. Dabei 

müssen als Leitlinie Dringlichkeit, Klarheit 

und Glaubwürdigkeit gelten. Mit dem Kon-

zept einer Just Transition und den darin 

angesprochenen Gerechtigkeitsdimensi-

onen können aktuelle politische Initiativen 

und Programme auf ihre „Tauglichkeit“ ab-

geklopft werden. Zum Beispiel die Natio-

nalen Energie- und Klimapläne (NEKP) der 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union. 

Maddalena Lamura, Forscherin an der Wirt-

schaftsuniversität Wien, hat sich in einer 

Vergleichsstudie6 die in den NEKPs enthal-

tenen Maßnahmen im Kampf gegen Ener-

giearmut anhand der oben beschriebenen 

Gerechtigkeitsdimensionen näher ange-

sehen. Sie kommt zum Schluss, dass die 

bisherigen Maßnahmen und Lösungsräume 

nicht ausreichen, um dem Phänomen der 

Energiearmut effektiv zu begegnen. Denn 

die in den Plänen enthaltenen Maßnahmen 

sind überwiegend monetär und nicht struk-

turell ausgerichtet. Zwar stellen die Maßnah-

men wesentliche Bausteine in der Gestal-

tung der Transformation aus, aber ob diese 

ausreichen, um ein tragfähiges Gebäude ei-

nes „gerechten Übergangs“ zu bauen, bleibt 

fraglich. 

Dieser Befund trifft sicherlich nicht nur auf 

das Themengebiet der Energiearmut zu. Im 

Gegenteil kann davon ausgegangen wer-

den, dass die oft guten Initiativen an vie-

len Stellen die qualitativen Anforderungen 

der Gestaltung eines gerechten Übergangs 

nicht oder nur unzureichend erfüllen. Es 

bleibt daher die große Aufgabe aller Klima-

bewegten, die Aufmerksamkeit der Politik 

und der Medien nicht nur auf die ökologi-

schen und technologischen Notwendigkei-

ten der Transformation zu richten, sondern 

die Fragen der sozialen Gerechtigkeit eng 

mit jenen der Ökologie zu verknüpfen. Das 

Konzept der Just Transition gibt uns dazu 

ein Analyseschema an die Hand, welches 

wir nutzen sollten, um die notwendige am-

bitionierte Klimapolitik umzusetzen. Von der 

Arbeitsmarkt- und Bildungspolitik über die 

Industrie- und Regionalpolitik bis hin zur 

Verkehrs- und Infrastrukturpolitik. Damit der 

Umbau hin zu Klimaneutralität gelingt. 

Michael Soder, AK Wien
michael.soder@akwien.at

1 https://ec.europa.eu/regional_policy/funding/just-transition-fund_en?etrans=de (abgerufen am 04.8.2023)
2 Upham, Paul, Benjamin Sovacool, and Bipashyee Ghosh. “Just transitions for industrial decarbonisation: A framework for innovation, 

participation, and justice.” Renewable and Sustainable Energy Reviews 167 (2022): 112699.
3 Alber, Gotelind. „Die sozialen Dimensionen von Klimawandel und Klimapolitik.“ Genossenschaften und Klimaschutz: Akteure für zu-

kunftsfähige, solidarische Städte (2014): 109-133.
4 https://ccca.ac.at/wissenstransfer/coin (abgerufen am 04.08.2023)
5 https://awblog.at/vorausschauende-wirtschaftspolitik-in-zeiten-globaler-krisen/ (abgerufen am 04.08.2023)
6 https://awblog.at/energiearmut-und-energiegerechtigkeit/ (abgerufen am 04.08.2023)
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REDE ZUR LAGE DER UNION 2023 
VIEL PATHOS, ABER AUCH SUBSTANZ
Am Mittwoch, den 13. September 2023, hielt Kommissionspräsidentin von der Leyen im EU-Parla-
ment in Straßburg die jährliche Rede1 zur Lage der Union (SOTEU 2023). Die letzte SOTEU in dieser 
Legislaturperiode vor den anstehenden EU-Wahlen im Juni 2024 setzte inhaltliche Schwerpunkte 
im Bereich des grünen Wandels, bei der Künstlichen Intelligenz (KI) und in der Frage der Erwei-
terung. Die soziale Perspektive wurde zwar mit einzelnen wichtigen Punkten angesprochen, wie  
z.B. im Hinblick auf die Rolle der Sozialpartner. Insgesamt kam sie  aber viel zu kurz. Es fehlte etwa 
ein grundsätzliches Bekenntnis zur Weiterführung der Europäischen Säule sozialer Rechte.  

Vor dem Hintergrund, dass in weniger als 

300 Tagen EU-Wahlen2 stattfinden, war die 

Rede ein Rückblick auf die Arbeit der ver-

gangenen Jahre. Sie skizzierte verbleibende 

Projekte in der laufenden Legislaturperiode, 

enthielt aber auch Themen für die nächste 

Kommission. Als erfolgreiche Projekte der 

letzten Jahre nannte von der Leyen etwa die 

geopolitischen Union3, die führende Rolle 

Europas bei digitalen Rechten4 und beim 

Green Deal5 sowie die Bedeutung von Next-

GenerationEU6 für Investitionen und Jobs. 

Aus Arbeitnehmer:innensicht zu begrüßen 

ist von der Leyens starkes Bekenntnis zur 

EU-Gleichstellungspolitik: Hier verwies die 

Kommissionspräsidentin auf die Richtlinie 

zu Frauen in Aufsichtsräten7, den Beitritt 

zum Übereinkommen von Istanbul zur Ver-

hütung und Bekämpfung von Gewalt gegen 

Frauen und häuslicher Gewalt8 sowie die 

Lohntransparenzrichtlinie9 als „wegwei-

sende und bahnbrechende Arbeit“ der EU. 

Letztere Richtlinie gilt es gerade auch in Ös-

terreich, in einem der EU-Länder mit dem 

größten Gender Pay Gap10, zeitnahe und 

umfangreich umzusetzen11. Zu begrüßen ist 

auch der Nachdruck der Kommissionsprä-

sidentin, die Verhandlungen zur Richtlinie 

zu Gewalt gegen Frauen12 zu einem baldi-

gen Abschluss zu bringen. Hier – so von der 

Leyen – solle auch ein klares „Nein heißt 

nein“ verankert werden, somit (anders als 

in der derzeitigen Ratsposition vorgesehen) 

auch das Thema Vergewaltigung inkludiert 

werden.

Green Deal mit Fokus auf Industrie  

Vor dem Hintergrund des heißesten Som-

mers der Geschichte mit Waldbränden und 

Überschwemmungen quer durch Europa 

(„ein kochender Planet ist Realität“) verwies 

von der Leyen auf die Bedeutung der Kli-

maagenda, die zu einer Wirtschaftsagenda 

geworden sei. Konkret angekündigt wurden 

Clean Transition-Dialoge mit der Industrie, 

ein Paket für Windkraft in Europa sowie 

eine Anti-Subventions-Untersuchung zu 

Elektrofahrzeugen aus China. Um die Le-

bensmittelversorgung in der EU zu sichern 

und Landwirtschaft eng mit Naturschutz zu 

verbinden, möchte die Kommission einen 

strategischen Dialog zur Zukunft der Land-

wirtschaft in der EU starten. Ein fairer und 

gerechter Übergang, der niemanden zu-

rücklässt und gute Jobs wurden in der Rede 

genannt, konkrete Vorhaben in diesem Be-

reich enthielt die Rede jedoch nicht.

Produktion in Europa statt China 

„Von Windkraft bis Stahl, von Batterien bis 

hin zu Elektrofahrzeugen, unser Ziel ist ganz 

klar: Die Zukunft unserer Clean-Tech-In-

dustrie muss in Europa liegen“ – mit dieser 

Aussage legte die Präsidentin erneut ein 

Von  
Alice Wagner 

und 
Norbert Templ 
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klares Bekenntnis ab, dass in zentralen zu-

kunftswichtigen Technologien europäische 

Wertschöpfung gefördert und vorangetrie-

ben werden muss, wie es auch im Indust-

rieplan für den Grünen Deal vorgesehen ist. 

Der „Grüne Industrieplan“13 ist eine Antwort 

auf die ökonomischen und technologischen 

Ambitionen der Dominanz, die im US-ame-

rikanischen „Inflation Reduction Act“ sowie 

Chinas „Seidenstraßeninitiative“ und in der 

„Made in China 2025-Strategie“ zum Aus-

druck kommen. Diese Bemühungen sind 

zu unterstützen, müssen aber auch die In-

teressen der Arbeitnehmer:innen im Fokus 

haben. Öffentliche Gelder und wirtschafts-

politische Maßnahmen dürfen nur unter der 

Bedingung14 zur Verfügung gestellt werden, 

dass sie Beschäftigungssicherheit und 

hohe Beschäftigungsqualität sowie nach-

haltigen Wohlstand schaffen. Unternehmen, 

die staatliche Subventionen erhalten und 

durch strategische Investitions- und Innova-

tionsförderung unterstützt werden, müssen 

Auflagen zur Standort- und Beschäftigungs-

sicherung, zur Aus- und Weiterbildung ihrer 

Beschäftigten und zur betrieblichen Mitbe-

stimmung erfüllen.

Ob die angekündigte Anti-Subventions-Un-

tersuchung zu Elektrofahrzeugen aus China, 

die vor allem bei günstigen Elektroautos 

zunehmend mehr Marktanteile15 in Europa 

gewinnen, der richtige Weg ist, um die eu-

ropäische Autoindustrie vor der chinesi-

schen Konkurrenz zu schützen, ist umstrit-

ten. Als weltweit größter Automobilmarkt 

hat China viele Trümpfe in der Hand. Dass 

chinesische Unternehmen auf dem E-Au-

to-Segment wettbewerbsfähiger sind, liegt 

vor allem auch an ihrem Vorsprung bei der 

Batterietechnologie. Die europäischen Her-

steller haben sich zu lange auf ihr etablier-

tes Verbrenner-Geschäft konzentriert und 

laufen nun dem chinesischen Vorsprung, 

aber auch Tesla hinterher. Zudem rächt sich, 

dass sich europäische Hersteller, insb. die 

deutsche Autoindustrie stark auf das Pre-

miumsegment fokussiert haben, anstatt 

erschwingliche Elektroautos für die breite 

Masse anzubieten. Zielführender als mit 

Strafzöllen das ohnehin angespannte Ver-

hältnis zu China weiter zu belasten, dürfte 

eine Strategie sein, die darauf abzielt, die 

ökologisch anspruchsvolleren Methoden 

der europäischen Hersteller zu belohnen. 

Frankreich geht diesen Weg, indem es seine 

E-Auto-Förderung16 zukünftig „ökologisiert“, 

d.h. mit dem CO2-Ausstoß bei Produktion 

und Transport der Autos nach Frankreich 

verknüpft. Das trifft vor allem die chinesi-

schen Hersteller, die noch massiv vom Koh-

lestrom abhängig sind (in China deckt Koh-

lestrom aktuell noch rund 60 Prozent des 

chinesischen Bedarfs ab). Zudem wäre es 

sinnvoll, chinesische Autohersteller zu mo-

tivieren, ihre Elektroautos auch am europä-

ischen Wirtschaftsstandort zu produzieren 

und damit europäische Beschäftigung und 

Kaufkraft zu schaffen. 

Kinderbetreuung, Sozialpartner, aber 
keine starke soziale Orientierung

Als Erfolge in der EU-Sozialpolitik wurde in 

der SOTEU auf das EU-Kurzarbeitsinstru-

ment SURE17 und NextGenerationEU hin-

gewiesen, welche geholfen haben, Arbeits-

losigkeit zu verhindern. Thematisch aufge-

griffen wurde auch der Fachkräftemangel, 

etwa in den Bereichen KMU, Tourismus, 

Krankenhäuser, Pflege und IT-Fachkräfte. 

Richtigerweise wies die Kommissionsprä-

sidentin in dem Zusammenhang auf das 

Fehlen von Kinderbetreuungseinrichtun-

gen in der EU hin. Dies mache – wie auch 

die Arbeiterkammer18 immer wieder betont 

– den Arbeitsmarktzugang bzw. die Vollzeit-

beschäftigung für vielen Frauen unmöglich. 

Positiv hervorzuheben ist das starke Be-

Rede zur Lage der Union 2023: Viel Pathos, aber auch Substanz

Die angekün-
digte Anti- 
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China ist um-

stritten. 
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kenntnis von der Leyens zu den Sozialpart-

nern, auf deren Expertise die EU etwa in den 

Bereichen Skills, Arbeitskräftemangel und 

KI vermehrt zurückgreifen will. Hier verwies 

die Kommissionpräsidentin auch auf den 

hohen Stellenwert des vor 40 Jahren in Val 

Duchesse begründeten Europäischen sozi-

alen Dialogs19. Im kommenden Halbjahr soll 

unter belgischer Präsidentschaft wieder ein 

Sozialpartner-Gipfel in Val Duchesse statt-

finden. 

Davon abgesehen fehlten in der SO-

TEU-Rede jedoch wichtige Weichenstellun-

gen für ein soziales Europa. Unverständlich 

ist, dass die Europäische Säule sozialer 

Rechte20 mit keinem Wort erwähnt wurde. 

Auch sonst gab es kein Bekenntnis zu wei-

teren Rechtsakten im Bereich der EU-Sozi-

alpolitik, welche europäische soziale Min-

deststandards schaffen könnten. Der Euro-

päische Gewerkschaftsbund (EGB) wies in 

dem Zusammenhang darauf hin, dass die 

Rede „keine Lösungen für die Arbeitneh-

mer:innen, die aktuell mit den Lebenshal-

tungskosten zu kämpfen haben“21, angebo-

ten habe. S&D-Fraktionsvorsitzende Iratxe 

García Pérez forderte ein stärkeres Bekennt-

nis zu sozialen Rechten22, darunter auch le-

bensnotwendige Mindesteinkommen und 

eine Strategie zur Armutsbekämpfung. 

KMU, Wettbewerbsfähigkeit & KI

Zur Förderung von kleinen und mittleren Un-

ternehmen (KMU) möchte die Kommission 

noch dieses Jahr einen KMU-Beauftragten 

der EU ernennen, der direkt an die Kom-

missionspräsidentin berichten soll. Zudem 

sollen bereits im Oktober 2023 die ersten 

Legislativvorschläge zur Verringerung der 

Berichtspflichten auf europäischer Ebene 

um 25% vorgelegt werden. Hier ist vor dem 

Hintergrund vergangener Erfahrungen mit 

der Better Regulation-Agenda der Kommis-

sion, etwa zum „One In-One Out“-Prinzip23 

große Vorsicht geboten, da unter dem Titel 

der Verwaltungslastenreduktion Einschnitte 

in wichtige Schutzvorschriften drohen könn-

ten. Geplant sind der Abschluss weiterer 

Handelsabkommen mit Australien, Mexiko, 

sowie auch des Mercosur-Abkommens24, 

welche seitens der Arbeiterkammer aus so-

zialen und ökologischen Gründen abgelehnt 

werden. In der Handelspolitik braucht es aus 

AK-Sicht grundsätzlich eine Neuausrichtung 

in Form von Klima- und Nachhaltigkeitsab-

kommen25. Von Mario Draghi soll ein Bericht 

über die Zukunft der Wettbewerbsfähigkeit 

der EU vorbereitet werden. Zu kritisieren ist, 

dass das wichtige und aktuelle Thema der 

notwendigen Reform der EU-Fiskalregeln26 

keinen Eingang in die Rede gefunden hat. 

Im Bereich Digitales betonte von der Leyen 

die Vorreiterrolle der EU, welche in den Be-

reichen Desinformation, Verbreitung schäd-

licher Inhalte und Schutz privater Daten mit 

dem Gesetz über digitale Dienste (DSA)27 

und jenem über digitale Märkte (DMA)28 

neue Standards gesetzt hat. In diesem 

Sinne solle die Union nun auch im Bereich 

Künstliche Intelligenz (KI)29 vorgehen. Hier 

schlägt die Kommissionspräsidentin ein 

neues globales Rahmenwerk zu KI mit drei 

Säulen vor: 

1.  ein EU-KI-Gesetz als menschenzen-

trierte und verantwortungsvolle Blau-

pause für die ganze Welt,

2.  ein Governance-System für KI nach 

Vorbild des Weltklimarates und 

3.  eine Vertiefung der europäischen Füh-
rungsrolle im Bereich Supercomputer 
durch Öffnung für europäische KI-Start-

Ups. 

Ob mit dem EU-KI-Gesetz tatsächlich die 

Rede zur Lage der Union 2023: Viel Pathos, aber auch Substanz

In der Rede 
fehlen wichtige 

Weichenstel-
lungen für ein 

soziales Europa, 
notwendig 

ist ein neuer 
Schub für ein 

starkes soziales 
Europa. 
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Verankerung eines menschenzentrierten 

und verantwortungsvollen Ansatzes ge-

lingen kann, wird erst der Abschluss der 

derzeit laufenden Trilogverhandlungen zu 

diesem Rechtsakt zeigen. Der Kommis-

sionsvorschlag aus 2021 zeichnete sich 

stark durch einen technik-zentrierter Fokus 

mit Blick auf den Binnenmarkt aus, welcher 

den Einsatz von KI am Arbeitsplatz weit-

gehend unberücksichtigt ließ und im Ver-

braucher:innenschutz viele Schwachstellen 

enthielt.30 Wichtig wäre es, nun den Vor-

schläge des EU-Parlaments zur Verbesse-

rung des KI-Gesetzes (u.a. klare Ausnahme 

für nationales Arbeitsrecht, Verbot der Ver-

wendung biometrischer Identifizierung, ei-

gene Regeln für Generative KI, kollektiver 

Rechtsschutz für Verbraucher:innen) zu 

folgen und zusätzlich eine eigene Richtlinie 

für Mindeststandards zu KI in der Arbeits-

welt, wie sie etwa auch der EGB fordert,31 

vorzulegen.

Erweiterung & Reform der EU

Neben weiteren Schwerpunkten zu Afrika, 

zur Ukraine sowie im Bereich Migration und 

Asyl, enthielt die Rede ein klares Bekennt-

nis zur Erweiterung der EU („vollendete 

Union“ auf „mehr als 30 Staaten und über 

500 Mio. Menschen“). Die Zukunft der Uk-

raine, des Westbalkans und Moldaus liege 

in der EU, so von der Leyen, auch für die 

Menschen in Georgien sei die EU-Perspek-

tive wichtig. Das ist nachvollziehbar, un-

verständlich ist jedoch ihre Aussage, dass 

wir nicht auf eine Vertragsänderung warten 

können, „um die Erweiterung voranzubrin-

gen“. Die „Schwarz-Weiß-Diskussionen“ 

über die Erweiterung müssten überwun-

den werden, es gehe nicht darum, „ob wir 

entweder die Integration vertiefen oder die 

Union erweitern“. Diese Zuspitzung ist ent-

behrlich, denn beides hängt unmittelbar 

zusammen. Ohne Vertiefung durch weitrei-

chende Reformen ist die EU nicht aufnah-

mefähig. Die Aufnahmefähigkeit der EU ist 

zudem integraler Bestandsteil der Kopen-

hagener-Kriterien32. Ratspräsident Charles 

Michel hat in diesem Zusammenhang Ende 

August d. J. erstmals in einer Rede ein kon-

kretes Datum genannt – bis 2030 soll die 

EU für die Erweiterung bereit sein33. 

Die in der Rede im Zusammenhang mit 

der Erweiterung angekündigten Vorhaben, 

die Berichte über Rechtsstaatlichkeit34 

auch für Beitrittsstaaten zu öffnen, sowie 

eine Überprüfung von Politikfeldern und 

des Haushalts durch die EU-Kommission 

einzuleiten, sind wichtig, aber bei weitem 

nicht ausreichend, um die EU aufnahme-

fähig zu machen. Die Forderung nach Ein-

berufung eines Konvents zur Reform der 

EU-Verträge, wie sie vom EU-Parlament35 

oder der Arbeiterkammer36 erhoben wird, 

muss daher ganz oben auf die EU-Agenda 

gesetzt und auch von der EU-Kommis-

sion uneingeschränkt unterstützt werden. 

Das enge Korsett der EU-Verträge mit den 

einseitigen wirtschaftspolitischen Festle-

gungen und dem Erfordernis der Einstim-

migkeit schränkt die sozial-ökologische 

Weiterentwicklung und die demokratische 

Handlungsfähigkeit Europas stark ein. Eine 

Reform der Verträge muss diese Blocka-

den überwinden und ist aus AK-Sicht eine 

der zentralen Voraussetzungen, dass die 

EU neue Mitgliedstaaten aufnehmen kann.

Das bestätigt auch eine deutsch-franzö-

sische Expertengruppe, die kürzlich weit-

reichende Vorschläge37 zur Reform der EU 

vorgelegt hat. Diese reichen von der Größe 

und Zusammensetzung der EU-Organe, der 

Ausweitung der qualifizierten Mehrheits-

entscheidungen, einem größeren EU-Bud-

get und der Möglichkeit der gemeinsamen 

Schuldenaufnahme nach dem Vorbild 

Zu kritisieren 
ist, dass die 
notwendige 
Reform der 

EU-Fiskalregeln 
keinen Eingang 

in die Rede 
gefunden hat.
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des Wiederaufbaufonds bis hin zu einem  

„Europa der verschiedenen Geschwindig-

keiten“.

Abschließend ist festzuhalten, dass die 

letzte Rede der amtierenden Kommissi-

onspräsidentin zur Lage der Union einige 

substanzielle Aussagen enthält, der sozia-

len Perspektive aber nicht das notwendige 

Gewicht zugemessen wird. Aus Arbeitneh-

mer:innensicht braucht es jedenfalls auch 

einen neuen Schub für ein starkes soziales 

Europa, um den Herausforderungen der Zu-

kunft gewachsen zu sein! 

Alice Wagner, AK EUROPA
alice.wagner@akeuropa.eu

Norbert Templ, AK Wien
norbert.templ@akwien.at
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EU-HAUSHALTSPLANUNG 2021–2027  
MIT DEUTLICHEN LÜCKEN 
EU-BUDGET IM ZEICHEN DER KRISEN
Eine neue Mitteilung der Europäischen Kommission zeigt, dass die Lage beim EU-Budget derzeit als 
äußerst angespannt bezeichnet werden muss. Die zahlreichen Krisensituationen auf europäischer und 
globaler Ebene in den letzten Jahren hinterlassen auch im EU-Haushalt deutliche Spuren. Die EU-Be-
hörde fordert daher Anpassungen sowie eine Mittelaufstockung für die EU-Budgets bis 2027. Auf der 
Strecke bleiben jedoch gerade Mittel für sozialpolitische Anliegen.

Zahlreiche ungeplante Mehrausgaben

Anlässlich der Halbzeitüberprüfung des 

EU-Finanzrahmens 2021 – 2027 berich-

tete die EU-Behörde über die Herausforde-

rungen aus haushaltspolitischer Sicht, die 

Anpassungen bei den EU-Budgetplänen 

notwendig mache.1 Bereits 2020 hat die Eu-

ropäische Union mit dem Programm Next-

GenerationEU ein noch nie dagewesenes 

Konjunkturpaket in Höhe von 750 Mrd. € (zu 

Preisen von 2018) geschnürt, mit dem die 

Auswirkungen der Covid-19 Pandemie in 

den EU-Ländern abgemildert werden soll-

ten. Diese Mittel wurden im Rahmen der 

Verhandlungen zu den EU-Budgets bis 2027 

noch miteingeplant.

In der Zwischenzeit ist es jedoch innerhalb 

kurzer Zeit zu einer Reihe von Krisensituati-

onen gekommen, die im EU-Haushalt nicht 

abgebildet waren: 

Der Angriffskrieg Russlands gegen die Uk-

raine hat zu zusätzlichen unvorhersehbaren 

Aufwendungen geführt. Für die nächsten 

vier Jahre (2024 – 2027) plant die Kommis-

sion nun mit Mitteln von zusätzlichen 50 

Mrd. €, die für den Wiederaufbau und die 

Modernisierung der Ukraine verwendet wer-

den sollen.

Nach dem Ende der Pandemie ist auch 

wieder eine verstärkte Migration aus Dritt-

staaten und eine Häufung von externen 

Krisen wie dem verheerenden Erdbeben 

in der Türkei mit mehr als 50.000 Toten im 

Februar 2023 zu beobachten.2 Zudem sind 

die Mittel für humanitäre Hilfe bereits jetzt 

vollkommen ausgeschöpft und humanitäre 

Organisationen müssen in der Folge ihre 

Unterstützungsprogramme für Krisenherde 

herunterfahren. Zusätzlichen Finanzbedarf 

gibt es außerdem aufgrund eines umstritte-

nen Migrationsabkommens mit Tunesien.3 

785 Mio. € stellt die EU Tunesien zur Ein-

dämmung der Migrationsströme in der um-

liegenden Region zur Verfügung. Weitere 

900 Mio. € sollen als Makrofinanzhilfe-Dar-

lehen an das Land fließen. Die Kommission 

rechnet mit einem finanziellen Zusatzbedarf 

von insgesamt 15 Mrd. € bis 2027 für den 

Bereich der Migrationspolitik und der huma-

nitären Hilfe.

Die durch den starken Anstieg bei Ener-

giepreisen, Lebensmitteln und Mieten aus-

gelöste hohe Inflation hat auch zu einer 

erheblichen Erhöhung bei den EZB-Leit-

zinssätzen geführt. Dadurch steigen auch 

die Finanzierungskosten für das NextGe-

nerationEU-Konjunkturprogramm, für das 

die EU-Kommission eigene Kredite aufge-

nommen hat. Die zusätzlichen Aufgaben 

erhöhen aus Sicht der Kommission zudem 

die Aufwendungen für die Verwaltung, die 

ebenfalls berücksichtigt werden müssen. 

Von  
Frank Ey

Eine Reihe von 
Krisen führt zu 

einem hohen 
zusätzlichen Fi-
nanzbedarf für 

die EU-Haus-
halte bis 2027.
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Neues Programm zur Förderung 
von strategischer Technologie

In Reaktion auf den technologiefokussierten 

Inflation Reduction Act der USA und ähnli-

chen Initiativen Chinas gründet die Europä-

ische Union eine neue Plattform für strate-

gische Technologien für Europa (STEP). Die 

Plattform soll zum Teil aus Mitteln anderer 

Programme wie dem Innovationsfonds, In-

vestEU, Horizont Europa oder dem Aufbau- 

und Resilienzfonds gespeist, mit 10 Mrd. € 

extra aber auch über eine Aufstockung des 

EU-Budgets finanziert werden.

Mit dem neuen Programm soll auch Ex-

pertise im High Tech-Bereich gefördert 

und dem Arbeitsmangel in diesem Wirt-

schaftssektor entgegengewirkt werden. 

Grundsätzlich ist STEP damit durchaus 

begrüßenswert. Ein näherer Blick auf den 

Kommissionsvorschlag zeigt jedoch, dass 

es an klaren Förderkriterien fehlt. Zudem 

ist bislang nicht vorgesehen, die Sozial-

partner bei STEP einzubinden, was nicht 

nachvollziehbar ist. Denn dieses Programm 

hat hohe Relevanz für die Wirtschafts- und 

Arbeitsmarktpolitik. Trotz der EU-Mittel, 

die zur Verfügung stehen werden und der 

von der Kommission erhofften Hebelwir-

kung, die die EU-Fördergelder auslösen 

sollen, muss der hohe Finanzierungsbedarf 

für diese Initiative mitbedacht werden. Es 

ist davon auszugehen, dass vor allem die 

Mitgliedsstaaten viele der Vorhaben mit-

finanzieren werden. Um für die geplanten 

Projekte den entsprechenden finanziellen 

Spielraum zu schaffen, wäre eine goldene 

Investitionsregel daher sehr überlegens-

wert.4

Die Finanzierung des 
Konjunkturprogramms  
NextGenerationEU

Im Rahmen der Mitteilung bezieht sich die 

Kommission nur einmal auf das NextGene-

rationEU Konjunkturpaket, das allerdings 

mit einer wesentlichen Aussage: Infolge des 

raschen Anstiegs der Leitzinsen der Euro-

päischen Zentralbank erhöhen sich auch 

die Kosten für die Refinanzierung des Wie-

deraufbau-Programms erheblich. Die Zins-

kosten sind aus dem laufenden Budget zu 

bezahlen und die für den Zeitraum von 2021 

bis 2027 vorgesehenen Mittel in Höhe von 

14,9 Mrd. € sind laut der Kommission nun 

bereits im Sommer 2023 ausgeschöpft. Die 

Lage ist damit mehr als prekär und es bedarf 

einer raschen Lösung, um die Zinszahlun-

gen weiterhin leisten zu können.5 

EU-Haushaltsplanung 2021–2027 mit deutlichen Lücken: EU-Budget im Zeichen der Krisen

Die Stimme  
der österreichischen  
Arbeitnehmer:innen 
und Konsument:innen 
für ein gerechtes  
Europa in  
allen Belangen.

@AK_EU_Int

Die Plattform 
STEP kann neue 
Technologiekom-
petenz in die EU 

bringen und dem 
Arbeitskräfte-
mangel entge-
genwirken. Zu 

berücksichtigen 
ist jedoch das 
nötige Finanz-

volumen, für das 
entsprechender 

Spielraum  
geschaffen wer-

den muss.
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Laut des Brüsseler Thinktanks Brueghel 

ist bis 2027 nun von Zinskosten von rund  

30 Mrd. € auszugehen, also mehr als dop-

pelt so viel wie ursprünglich budgetiert.6 

2027 könnten die Ausgaben für Zinszah-

lungen bereits rund 5,3 Prozent der Budge-

tausgaben betragen, was im schlimmsten 

Fall auf Kosten anderer Programme gehen 

könnte. Davon betroffen könnte ausgerech-

net Erasmus Plus und der Europäische So-

zialfonds Plus sein, denn beide Programme 

finden sich in derselben Budgetkategorie, 

über die auch die Zinszahlungen abge-

wickelt werden.7 Wird die Obergrenze für 

diese Kategorie nicht angehoben, müssen 

die Ausgaben für die anderen Programme 

sinken, um die Zinsen weiterhin bezahlen 

zu können. 

Die Europäische Kommission schlägt nun 

jedoch ein eigenes Sonderinstrument vor, 

das ausschließlich dazu bestimmt ist, die 

Kosten für die NextGenerationEU-Anlei-

hen zu bestreiten. Als Zwischenlösung ist 

ein derartiges Sonderinstrument zwar zu 

begrüßen, es werden damit jedoch gleich 

zwei Probleme deutlich: Erstens müssen 

sozialpolitische Programme höhere Priori-

tät genießen und aufgewertet werden. Es 

kann nicht sein, dass ausgerechnet in Kri-

senzeiten, in denen Unterstützungen aus 

EU-Programmen eine besonders wichtige 

Rolle spielen, sogar Kürzungen drohen. 

Zweitens zeigt sich damit auch, dass eine 

Entscheidung über die Einführung einer 

neuen Generation an Eigenmitteln (näheres 

siehe weiter unten) nun sehr rasch getrof-

fen werden muss. Eines der wesentlichen 

Ziele war es, die Finanzierung des EU-Kon-

junkturpakets damit sicherzustellen. Nicht 

zuletzt deswegen ist der Rat dazu aufgeru-

fen, einen Beschluss über die Eigenmittel 

so rasch wie möglich zu treffen.

Zentrale Ausgabenposten 
nicht angesprochen

Nicht nachvollziehbar ist, dass sich gerade 

in Zeiten der Krise in der Kommissionsmit-

teilung zur Überprüfung des EU-Budgets 

kein Wort zu den Fonds mit sozialpolitischer 

Ausrichtung findet. Bereits bei der Verab-

schiedung des EU-Finanzrahmens im Jahr 

2020 war festzustellen, dass der Europäi-

sche Sozialfonds gekürzt wurde, statt ihn zu 

erhöhen. Die Halbzeitüberprüfung muss nun 

dazu genutzt werden, um den Europäischen 

Sozialfonds, den Fonds für den gerechten 

Übergang und den Klima-Sozialfonds ent-

sprechend höher zu dotieren, um die von 

Armut bedrohten Haushalten ausreichend 

unterstützen zu können. 

Die Gemeinsame Agrarpolitik ist zwar ei-

ner der Bereiche mit der umfangreichsten 

Mittelausstattung im EU-Budget, wird im 

Kommissionstext jedoch ebenfalls nicht 

angesprochen. Dabei sind bei den landwirt-

schaftlichen Förderungen dringend vertei-

lungspolitische Anpassungen notwendig: 

Denn nach wie vor erhalten die größten 20 

Prozent der Landwirtschaftsbetriebe 80 

Prozent der EU-Gelder der ersten Säule. 

Für alle Fonds gilt: Bei Förderungen soll-

ten begünstigte Unternehmen endlich dazu 

verpflichtet werden nachzuweisen, dass sie 

sich an die Mindestrechte hinsichtlich der 

Bezahlung, den Arbeitszeiten und der Ge-

sundheit am Arbeitsplatz halten. 

Reform auf der Einnahmenseite 
des EU-Budgets überfällig

In einer eigenen Mitteilung äußert sich die 

Europäische Kommission zu den Plänen 

hinsichtlich der Einführung einer neuen Ge-

neration von Eigenmitteln. Demnach soll 

das Emissionshandelssystem (ETS) erwei-

tert werden und ab 2027 neben Elektrizi-

EU-Haushaltsplanung 2021–2027 mit deutlichen Lücken: EU-Budget im Zeichen der Krisen
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tätskraftwerken, den Industriesektor und die 

Luftfahrt auch die Schifffahrt, den Straßen-

verkehr und Gebäude umfassen. 30 Prozent 

und damit etwa 19 Mrd. € der daraus ge-

nerierten Einnahmen sollen dem EU-Budget 

zugutekommen. 

Über einen neuen CO2-Grenzausgleichs-

mechanismus sollen Produzent:innen aus 

Drittländern für  CO2 -Emissionen bezahlen, 

die bei der Erzeugung über dem Emissions-

niveau gleicher Produkte innerhalb der EU 

liegen. Von dieser Regelung erfasst sein soll 

vor allem Zement, Stahl, Aluminium, Dünger 

und Elektrizität, die Einnahmen beziffert die 

Kommission mit 1,5 Mrd. € jährlich. 

Auch Unternehmensgewinne sollen indirekt 

über einen statistischen Indikator besteuert 

werden, die Kommission rechnet mit Einnah-

men von rund 16 Mrd. €. Dieser Vorschlag ist 

allerdings geradezu perfid, denn dieses Geld 

soll aus den nationalen Budgets fließen und 

nicht in Form einer Steuer von den Unterneh-

men selbst. Wie unter anderem die Arbeiter-

kammer bereits mehrmals angemerkt hat, 

tragen Arbeitnehmer- und Konsument:in-

nen überproportional zur Finanzierung des 

EU-Haushalts bei. Daran ändert sich auch 

bei diesem Lösungsvorschlag nichts, im Ge-

genteil: die Arbeitnehmer- und Konsumen-

ten:innen werden noch stärker zur Finanzie-

rung herangezogen Ein EU-KÖSt-Zuschlag 

auf Unternehmensgewinne könnte hingegen 

einen Beitrag für mehr Steuergerechtigkeit 

liefern, da er direkt beim einzelnen Unter-

nehmen ansetzt. Sowohl eine Finanztrans-

aktions- als auch eine Digitalsteuer wären 

ebenfalls interessante Alternativen als EU-Ei-

genmittel. Keine der beiden Steuern wird von 

der Kommission in der aktuellen Mitteilung 

jedoch angesprochen.

EU-Haushaltsplanung 2021–2027 mit deutlichen Lücken: EU-Budget im Zeichen der Krisen
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NextGenerationEU-Konjunkturpaket

Keine eigene Mitteilung wurde zum EU-Kon-

junkturpaket veröffentlicht, über das die Mit-

gliedsstaaten insgesamt 806,9 Mrd. Euro an 

Förderungen erhalten sollen. Für Österreich 

sind 3,75 Mrd. Euro aus EU-Mitteln vorge-

sehen. 37 Prozent der Gelder sollen für den 

grünen Wandel und 20 Prozent für den digi-

talen Wandel verwendet werden. Österreich 

finanziert mit diesen Geldern unter anderem 

die Einführung des KlimaTickets, den Repa-

raturbonus, ein Community Nursing-Projekt 

zur Gesundheitsförderung und -prävention 

und ein Projekt bei dem Schüler:innen Note-

books und Tablets zur Verfügung gestellt 

werden.8 Bislang hat Österreich 700 Mio. € 

an Zahlungen erhalten, die letzte Zahlung 

soll 2026 erfolgen.9 Wie bereits weiter oben 

erwähnt, liegt das Hauptproblem beim Kon-

junkturpaket in den Zinszahlungen, die nun 

wesentlich höher sind als geplant und einer 

raschen Lösung bedürfen. 

Rasche Anpassungen notwendig

Die Bestandsaufnahme zeigt, dass die EU-

Ebene und hier vor allem der Rat nun rasch 

auf die durch die Krisen entstandenen fi-

nanziellen Herausforderungen reagieren 

muss. Das geplante neue Programm STEP 

ist durchaus zu begrüßen, es braucht aber 

klare Regeln, die Einbindung der Sozialpart-

ner und entsprechende finanzielle Spiel-

räume, um die Plattform auch erfolgreich 

umsetzen zu können. Aufgrund der Krisen 

müssen sozialpolitische Maßnahmen auch 

auf EU-Ebene noch deutlicher in den Vor-

dergrund treten und finanziell entsprechend 

aufgewertet werden. Priorität muss auch 

eine Einigung bei den neuen Eigenmittel ha-

ben, denn davon hängt auch der Erfolg von 

NextGenerationEU ab und ein ausbleiben-

der Erfolg könnte schlimmstenfalls sogar 

zu Kürzungen bei den Programmen Eras-

mus und dem Europäischen Sozialfonds zur 

Folge haben.

Frank Ey, AK Wien
frank.ey@akwien.at 

1 Kommissionsmitteilung zur Halbzeitrevision des Mehrjährigen Finanzrahmens 2021 – 2027 vom 20. Juni 2023, COM_2023_336_1_EN_
ACT_part1_v4.pdf (europa.eu), abgerufen am 17 August 2023.

2 Türkei: Fast 51.000 Menschen bei Erdebeben gestorben - ZDFheute, abgerufen am 21. August 2023. 
3 Menschenrecht: EU-Parlamentarier kritisieren tunesischen Migrantendeal – EURACTIV.de, abgerufen am 21. August 2023. 
4 Achim Truger, Studie zur Implementierung der Goldenen Regel für öffentliche Investitionen in Europa vom März 2015.
5 Kommissionsmitteilung zur Halbzeitrevision des Mehrjährigen Finanzrahmens 2021 – 2027 vom 20. Juni 2023, COM(2023) 336 final, 

abgerufen am 21. August 2023.
6 Thinktank Bruegel, The rising cost of European Union borrowing and what to do about it (bruegel.org), abgerufen am 22. August 2023.
7 Handelsblatt vom 2. Juni 2023, Leitzinsen belasten EU-Budget: „Von der Leyen hat sich verzockt“, abgerufen am 22. August 2023.
8 Jahreskonferenz zur Umsetzung des EU-Aufbauplans in Österreich, abgerufen am 22. August 2023.
9 Recovery and Resilience Scoreboard (europa.eu), abgerufen am 22. August 2023.
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DEMOKRATIEN UNTER DRUCK 
REICHT DAS DEMOKRATIEPAKET DER 
EUROPÄISCHEN KOMMISSION AUS?
Die repräsentative Demokratie stellt einen der grundlegenden Werte in der Europäischen Union dar. 
Damit ein Land Mitglied der Europäischen Union werden kann, muss es unter anderem sicherstellen, 
dass es die demokratischen Werte achtet und sich für deren Förderung einsetzt. Doch welche Rolle 
spielt die Demokratie im Alltag? Wie die Kommission erst vor wenigen Monaten selbst feststellte, gibt 
es in einigen EU-Mitgliedsstaaten und Drittstaaten demokratiepolitisch beunruhigende Entwicklun-
gen. Sie kündigte aus diesem Grund ein Maßnahmenpaket an.

In den vergangenen Jahren haben die 

EU-Institutionen bereits einige Schritte er-

griffen, um die Demokratie auf EU-Ebene 

zu stärken. Darunter fällt insbesondere die 

Einführung der Konditionalität zum Schutz 

des EU-Haushalts im Jahr 2018, die nun 

seit 2021 zum Einsatz kommt. EU-Staaten 

können demnach Förderungen gekürzt oder 

gestrichen werden, wenn sie die im EU-Ver-

trag verankerten Grundsätze der Rechts-

staatlichkeit nicht einhalten. 

In ihrer Antrittsrede am 15. Juli 2019 vor 

dem Europäischen Parlament hat Kommis-

sions-Präsidentin Ursula Von der Leyen wei-

tere Maßnahmen zur Stärkung der Demo-

kratie in Europa versprochen.1 Unabhängige 

und faire Wahlen, die Förderung von Medi-

enfreiheit und Medienpluralismus sollen da-

mit gesichert werden. Der Verbreitung von 

Desinformationen und verdeckte ausländi-

sche Einflussnahme sagt die Kommission 

den Kampf an.

In der Zwischenzeit hat die Europäische 

Kommission Rechtsvorschläge zur Trans-

parenz und zum Targeting politischer Wer-

bung2 sowie zur Korruptionsbekämpfung3 

vorgelegt. Zudem hat die Kommission eine 

Konsultation zu einem Maßnahmenpaket zur 

Verteidigung der Demokratie vor verdeckter 

ausländischer Einflussnahme durchgeführt.4 

Alle drei Themenbereiche befinden sich 

noch in Verhandlung und werden daher in 

absehbarer Zeit noch nicht in Kraft treten. 

Dass diese Maßnahmen sehr spät kommen, 

haben die Entwicklungen der letzten Jahre 

gezeigt. Die Missstände in mehreren EU-Mit-

gliedsstaaten sowie in den EU-Institutionen 

selbst zeigen wie überfällig dieses Vorhaben 

ist, wie im Folgenden beschrieben wird.

Ungarn: Demokratie oder nicht mehr?

Zu den Ländern in der Europäischen Union, 

die demokratiepolitisch am problematischs-

ten agieren, ist Ungarn sicher zuallererst 

zu erwähnen. Bei zahlreichen ungarischen 

Vorhaben wie dem Mediengesetz, der Jus-

tizreform, dem Hochschulgesetz oder hin-

sichtlich von Asylbestimmungen hat Orbáns 

Regierung massiv gegen EU-Grundsätze 

verstoßen. 2015 kokettierte der ungarische 

Premier sogar mit der Idee, in seinem Land 

die Todesstrafe wiedereinzuführen.5 

Ein Besuch von Vertreter:innen des Haus-

haltskontrollausschusses des Europäischen 

Parlaments in Ungarn im Mai 2023 zeigte, 

dass sich an der Einstellung der ungarischen 

Regierung nach wie vor nichts geändert hat. 

Manager von österreichischen, deutschen 

und französischen Unternehmen berichten, 

dass sie unter Druck gesetzt werden, unga-

Von  
Frank Ey

Das Ziel der 
Stärkung der 

Demokratien in 
der EU gewinnt 

nur sehr lang-
sam an Fahrt.
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rischen Oligarchen Anteile an ihren Firmen 

abzugeben. Passiert das nicht, werden sie 

mit Schikanen überzogen: Demnach tauch-

ten auch schon bewaffnete Geheimdienst-

leute mit einem Übernahmeangebot bei den 

Firmen auf oder es gab plötzlich Inspektio-

nen und behördliche Anordnungen. Sogar 

von „Besuchen“ bei der Familie zuhause 

wird berichtet.6

Das Europäische Parlament steht den 

Entwicklungen in Ungarn äußerst kritisch 

gegenüber und spricht in einer Entschlie-

ßung vom September 2022 sogar von ei-

ner Wahlautokratie, die systematisch euro-

päische Werte untergrabe. Es fänden zwar 

Wahlen statt, demokratische Normen und 

Standards würden aber nicht eingehalten 

werden. Den Rat fordert das EU-Parlament 

auf, ihre zögerliche Haltung zu beenden und 

Maßnahmen gegen das ungarische Verhal-

ten zu setzen.7 

Probleme auch mit Polen

Als problematisch muss auch die Beziehung 

zu Polen beschrieben werden. Denn auch 

dort wurde die Medienfreiheit massiv be-

schnitten und durch Einzelmaßnahmen auf 

Linie gebracht. Zudem wurde das Justizsys-

tem umgekrempelt und der Verfassungsge-

richtshof entmachtet.8 

Der jüngste EU-Rechtsstaatlichkeitsbericht 

äußert erhebliche Kritik an Polen und lis-

tet zahlreiche Verfehlungen auf, die umge-

hend behoben werden sollen.9 Haarsträu-

bend ist in Bezug auf die bevorstehenden 

Wahlen in Polen vor allem das sogenannte 

„Anti-Tusk-Gesetz“, das einen politischen 

Machtwechsel verhindern soll. Offiziell dient 

das Gesetz dazu „russische Agent:innen“ 

von öffentlichen Ämtern auszuschließen. 

Personen, die aufgrund dieses Gesetzes 

verurteilt werden, können dagegen beru-

fen, allerdings ist dafür ein Sondergericht 

zuständig und bis zu einem Urteil kann es 

Jahre dauern.10

EU-Rechtsstaatlichkeitsverfahren wirkt

Sowohl im Falle Ungarns als auch Polens 

laufen mehrere Verfahren wegen Verstößen 

gegen die Rechtsstaatlichkeit.11 Für Ungarn 

geht es mittlerweile um Mittel in Höhe von 

rund 30 Mrd. € aus dem Kohäsions- sowie 

dem Wiederaufbaufonds, die bislang einge-

froren wurden.12

Aufgrund der zahlreichen Verstöße gegen 

EU-Recht hat die Europäische Kommission 

derzeit sogar rund 110 Mrd. € an Förder-

mittel für Polen eingefroren. 75 Mrd. € be-

treffen den Kohäsionsfonds, rund 35 Mrd. € 

den EU-Wiederaufbau-Fonds NextGenera-

tionEU.13

Beide Länder haben Reformmaßnahmen 

präsentiert, mit denen sie eine Aufhebung 

der Maßnahmen erreichen wollen. Die Euro-

päische Kommission hat beispielsweise die 

Justizreform Ungarns begrüßt, macht aber 

darauf aufmerksam, dass Ungarn damit erst 

vier von 27 Meilensteinen auf dem Weg zur 

Auszahlung der EU-Förderungen erreicht 

hat.14 Die von Polen vorgeschlagene Jus-

tizreform jedoch wurde vom Europäischen 

Gerichtshof abgelehnt. Unter anderem fehle 

es nach wie vor an Garantien hinsichtlich 

eines unabhängigen und unparteiischen 

durch Gesetz errichteten Gerichts.15 Wegen 

der Säumigkeit bei der Umsetzung der Jus-

tizreform musste Polen bislang mehr als 550 

Mio. Euro Strafe ins EU-Budget abführen.

Von Interessenkonflikten bis zu 
Korruption in EU-Institutionen

Korruption, also Missbrauch der eigenen 

Machtposition zum eigenen Vorteil, schadet 

den Demokratien, der Gesellschaft und der 

Demokratien unter Druck: Reicht das Demokratiepaket der Europäischen Kommission aus?

Ungarn und 
Polen agieren 

in der EU demo-
kratiepolitisch 
am problema-
tischsten. Mit 

dem Rechts-
staatlichkeits-
verfahren gibt 

es nun aber 
eine Handhabe 

dagegen.
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Wirtschaft als Ganzes und ist auch in der 

Europäischen Union ein Problem, wie Vor-

fälle in diesem Jahr bereits gezeigt haben. 

Grundsätzlich liegen viele EU-Mitglieds-

länder im Korruptionswahrnehmungsindex 

sehr gut und es gibt nur wenig Machtmiss-

brauch.16 Im Ranking des von Transparency 

International erstellten Index sind sieben 

EU-Staaten unter den Top Ten-Ländern 

mit der geringsten Korruption. Zu den drei 

EU-Staaten mit dem EU-weit höchsten 

Grad an Korruption zählen Rumänien (Rang 

63), Bulgarien (Rang 72) und wenig überra-

schend Ungarn (Rang 77) als schlechtestes 

EU-Land. Österreich ist in diesem Ranking 

im Vergleich zu den Vorjahren abgerutscht 

und befindet sich nur mehr auf Platz 22 

(2021 Platz 13). Zum Vergleich: Dänemark 

und Finnland befinden sich auf den Plätzen 

eins und zwei, Deutschland auf Platz 9. 17 

In den EU-Institutionen selbst gab es in der 

Vergangenheit immer wieder Fälle von Kor-

ruption und Günstlingswirtschaft. Erst vor 

wenigen Monaten wurde bekannt, dass das 

Emirat Katar offensichtlich eine griechische 

EU-Abgeordnete sowie einen ehemaligen 

italienischen EU-Abgeordneten bestochen 

hat, um Einfluss auf das EU-Parlament neh-

men zu können.18 Vor einigen Jahren wurde 

auch ein Korruptionsfall durch einen öster-

reichischen EU-Abgeordneten bekannt, der 

gegen Geldzahlungen auf die Gesetzgebung 

im EU-Parlament im Sinne seiner „Mandan-

ten“ Einfluss genommen hat. Die illegalen 

Aktivitäten des Politikers flogen auf und er 

wurde schließlich zu einer Gefängnisstrafe 

in Österreich verurteilt.19

Auf Ebene der Europäischen Kommission 

hat es in den letzten Jahrzehnten immer 

wieder Fälle gegeben, bei denen ehemalige 

EU-Kommissar:innen nach dem Ende ihrer 

Amtszeit ausgerechnet in dem Wirtschafts-

bereich tätig werden, in dem sie vorher tätig 

waren. Interessenkonflikte waren beispiels-

weise im Telekommunikations-, im digitalen 

und im Bankensektor zu beobachten, bei 

denen die zuständigen Kommissar:innen 

Liberalisierungsschritte setzten und dann 

später genau nach ihrer EU-Tätigkeit genau 

in diese Bereiche in hochrangige Konzern-

positionen wechselten.20

Mit dem von der Kommission im Mai 2023 

vorgelegten Rechtsvorschlag soll die Ge-

setzgebung zur Verfolgung von Korruptions-

delikten verschärft werden. Regelungen zu 

Bestechung, Geldwäsche, Veruntreuung, 

unerlaubte Einflussnahme, Amtsmissbrauch 

und Bereicherung sollen europaweit ein-

heitlich mit empfindlichen Strafen geahn-

det werden. Im Zusammenhang damit steht 

auch eine Empfehlung der Kommission zum 

Schutz von Journalist:innen und von Perso-

nen, die sich gegen derlei illegale Aktivitäten 

engagieren. 

Derweil hat das Europäische Parlament 

einen neuen Verhaltenskodex gegen Kor-

ruption vorangebracht, der sicherstellt, dass 

es zu keinen Bestechungsfällen wie bei „Qa-

targate“ mehr kommt.21

Der Rechtsvorschlag ist dezidiert zu be-

grüßen. Er kommt jedoch angesichts der 

seit Jahren bekannten Korruptionsfälle 

sehr spät. Zudem haben die Verhandlun-

gen dazu erst vor kurzem begonnen und 

es ist noch nicht geklärt wie der endgültige 

Rechtstext nach den Verhandlungen im Eu-

ropäischen Parlament und im Rat aussehen 

wird bzw. wann er in Kraft tritt. Die Emp-

fehlung zum Schutz von Journalist:innen ist 

zudem nicht ausreichend, weil sie keinerlei 

Verbindlichkeit für die Mitgliedsstaaten ent-

hält, entsprechend tätig zu werden. 

Demokratien unter Druck: Reicht das Demokratiepaket der Europäischen Kommission aus?
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Zweifelhafte Methoden
der Wahlbeeinflussung als 
zunehmendes Problem

Interventionen und Aktionen, die den 

Wahlausgang beeinflussen sollen, stellen 

ein ganz zentrales Problem dar. Desinforma-

tion sowie manipulierte Nachrichten spielen 

in den sozialen Medien eine große Rolle und 

oft ist zu hinterfragen, von wem diese Infor-

mationen stammen. Unmittelbar damit ver-

bunden ist auch die Frage, wer derartige Ak-

tionen finanziert. Schwerwiegende Auswir-

kungen können zudem Einflussnahmen auf 

Wahlprozesse haben. Zu nennen sind hier 

die Neueinteilung von Wahlbezirken, der un-

gerechtfertigte Ausschluss vom aktiven und 

passiven Wahlrecht, Stimmenkauf oder Hür-

den bei der Abgabe der Wahlstimme.

Derzeit steht beispielsweise gerade die pol-

nische Regierung in Kritik, weil sie ein Ge-

setz verabschiedet hat, das offiziell gegen 

russische Einflussnahme gerichtet ist, tat-

sächlich aber zum Ausschluss der Wahlen 

von Mitbewerber:innen führen könnte. Von 

vielen wird dieses Gesetz daher als Lex Tusk 

bezeichnet, weil konkret der Oppositions-

führer und ehemalige polnische Premiermi-

nister Donald Tusk unter den Anwendungs-

bereich dieses Rechtsaktes fallen könnte.

Mit der EU-Gesetzesinitiative soll ein EU-ein-

heitlicher Rahmen bei politischer Werbung 

und Transparenz im Rahmen des Wahlpro-

zesses geschaffen werden.22 Das Ziel der ge-

planten EU-Verordnung ist gezielte Werbung 

zu politischen Zwecken einzuschränken und 

dazu beizutragen, Desinformation und ma-

nipulierte Informationen wie „fake news“ in 

den sozialen Medien sowie Einflussnahmen 

rund um die Wahlen zu bekämpfen. 

Der Verordnungsentwurf sieht vor, dass die 

neue Regelung für alle politischen Ebenen 

gelten sollen, also auch für die Landes- und 

Gemeindeebene. Zu klären ist unter ande-

rem welche Werbung als politisch definiert 

werden soll. Das könnte der Fall sein, wenn 

ein Akteur als politisch definiert wird oder 

wenn Inhalte, Zielsetzung und Kontext ent-

sprechende Merkmale aufweisen. Nicht 

geklärt ist damit aber auch, ob zivilgesell-

schaftliche Organisationen in den Anwen-

dungsbereich fallen. Einer der heikelsten 

Punkte ist jedoch die Frage der Techniken, 

die bei der Bewerbung angewandt werden. 

Bei zielgerichteter Werbung besteht immer 

die Gefahr des Einsatzes von sensiblen Da-

ten wie sexuelle Orientierung, Religionszu-

gehörigkeit, ethnische Zugehörigkeit etc.

Seit Anfang 2023 verhandeln das Europäi-

sche Parlament und der Rat über die Ver-

ordnung, bislang ohne Ergebnis. Ob es nun 

im Herbst zu einer Einigung kommt, bleibt 

offen. Damit ist auch ungewiss, ob die Ver-

ordnung bis zu den EU-Wahlen 2024 ange-

wandt werden kann. 

Demokratiepolitik in Drittstaaten

Nicht nur innerhalb der Europäischen Union, 

sondern weltweit werden demokratische 

Systeme auf die Probe gestellt, beschnitten 

und im schlimmsten Fall sogar gänzlich au-

ßer Kraft gesetzt. Beispielsweise bei Staa-

ten, die durch Militärputsche in die Diktatur 

getrieben werden wie in Myanmar oder dem 

Niger. Die Europäische Union verhängte 

dazu Sanktionen23 bzw. bereitet sie vor.24 Ob 

sie erfolgreich sein werden, ist jedoch bis-

lang unsicher.

Die Ereignisse in den USA mit dem Sturm auf 

das Kapitol im Jänner 2021 werden zudem 

nur langsam aufgearbeitet, was Grund zur 

Sorge ist.25 Nicht zur Beruhigung trägt auch 

bei, dass es wenige Monate vorher bereits 

einen Sturm auf den deutschen Bundestag 

Demokratien unter Druck: Reicht das Demokratiepaket der Europäischen Kommission aus?
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durch „Reichsbürger:innen“ gab, der jedoch 

wesentlich glimpflicher verlaufen ist.26 Im 

Zuge des russischen Angriffskriegs auf die 

Ukraine hat sich Russland zu einer Diktatur 

entwickelt, in dem es drakonische Strafen 

für freie Meinungsäußerung, Demonstratio-

nen und ähnliches gibt.27 In China wiederum 

wurde Staatschef Xi Jinping zum Staatsprä-

sidenten auf Lebenszeit erklärt,28 während 

es in dem Land zunehmend unruhig wird.29 

Zuletzt ist mit BRICS ein neues Bündnis 

entstanden, das zu einem bedeutenden Teil 

aus Autokratien, Monarchien und Diktaturen 

besteht. Nur Indien und Argentinien sind de-

mokratische Staaten. Was dieses bunte Ge-

misch an Staaten eint, ist teilweise heftige 

Kritik am Westen, was ebenfalls zu denken 

gibt.30

Auf EU-Ebene fehlt bisher ein Konzept, wie 

mit diesen internationalen Veränderungen 

am besten umgegangen werden soll. Eine 

rasche Strategie wäre jedenfalls notwendig. 

Ausblick

Weltweit sind seit Jahren immer stärkere 

Angriffe auf die demokratiepolitischen Sys-

teme zu beobachten. Die Initiative der Euro-

päischen Union, Schritte für eine Sicherung 

der Demokratien zu ergreifen, ist daher aus-

drücklich zu begrüßen. Die Arbeiten daran 

gehen aber leider nur sehr langsam voran, 

obwohl die Entwicklungen auch auf EU-

Ebene besorgniserregend sind, angefangen 

von populistischen Parteien, die Verbreitung 

von Fake News über Soziale Medien bis 

hin zur Entwicklung von Autokratien mitten 

in Europa. Die Empfehlung kann daher nur 

sein, die Arbeiten am Demokratiepaket we-

sentlich zu beschleunigen. 

Frank Ey, AK Wien
frank.ey@akwien.at
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BUCHBESPRECHUNG 
TAGE IM FEUER: ÜBERLEBT DIE 
DEMOKRATIE DIE KLIMAKRISE? 
„Demokratie gibt es nur auf einem bewohnbaren Planeten – und das Klima wird sich nur mit demo-
kratischen Mitteln retten lassen“, das ist eine der zentralen Aussagen im Buch von Jonas Schaible. 
Sein Konzept für eine zukunftsfähige Klimademokratie zeigt auf, wie wir die Klimakrise demokratisch 
bewältigen können.

„Sie ist vielleicht die mächtigste Idee der 

Galaxie; Geboren in Griechenland; Millionen 

gibt sie Hoffnung, Diktatoren fürchten sie“ 

– die Demokratie. Diese Zeilen schrieb die 

deutschen Punkrock Band „Die Ärzte“ auf 

ihrem letzten Album „Dunkel“. Wir leben in 

unsicheren Zeiten die durch globale Krisen, 

Krieg, Pandemie, Klima, gekennzeichnet 

sind und in denen von verschiedenen Sei-

ten die Demokratie selbst immer stärker un-

ter politischen Druck gerät. Die komplexen 

Zusammenhänge, die scheinbare Alterna-

tivlosigkeit und ein sich daraus speisendes 

Gefühl der stummen Ohnmacht bilden die 

Ausgangslage für krude Verschwörungsthe-

orien und den Wunsch nach einer starken 

Führungsperson, die endlich einmal durch-

greift und Ordnung schafft. Doch die Unsi-

cherheit wird weiter anwachsen, wenn wir 

nicht rasch Lösungen entwickeln, um mit 

den Krisen unserer Zeit nachhaltig umzuge-

hen. Gelingt uns dies nicht, dann steht nicht 

nur die Demokratie als Errungenschaft des 

menschlichen Zusammenlebens auf dem 

Spiel, sondern noch viel mehr:   unsere Le-

bensgrundlage. 

Die Klimakrise als die wohl größte Krise des 

menschlichen Handelns kümmert sich nicht 

um unsere beständige Sehnsucht nach Sta-

bilität. Was wir als „Normalität“ empfinden 

ist für sie nur ein Zustand von Vielen und 

in Konsequenz bedeutet unser Handeln, 

dass die Welt in dreißig Jahren jedenfalls 

nicht mehr so aussehen wird wie wir sie 

heute kennen. Egal ob wir die Veränderung 

rechtzeitig aktiv gestalten oder ob wir uns 

im Chaos der Anpassung an neue Gege-

benheiten zurechtfinden müssen. Nur eines 

ist wahrlich stabil und dass ist die Notwen-

digkeit zur Veränderung. Heilsversprechun-

gen nach der Bewahrung des Ist-Zustandes 

oder „Normalität“ sind damit schlussendlich 

nichts weiteres als politische Chimären. Der 

Treppenwitz der Geschichte ist in diesem 

Zusammenhang womöglich, dass eine kon-

servative, ja reaktionäre Haltung, vor dem 

Hintergrund der Klimakrise in ihrem Ziel 

des Bewahrens des Bekannten, eigentlich 

revolutionär agieren müsste. Denn um das 

Bestehende zu bewahren ist große und ra-

sche Veränderung nötiger denn je. Radikale 

Forderungen nach Veränderung müssten 

in ihrem Bestreben damit paradoxerweise 

konservativ sein. 

Veränderung und Unsicherheit machen 

Angst. Berechtigte Angst, was diese Ver-

änderungen für einen selbst eigentlich be-

deutet und was sie von einem abverlangen 

wird. Deshalb ist die oft nachvollziehbare 

Reaktion eine vehemente Verteidigung des 

Bestehenden und das Infragestellen der 

Normalität wird grell und scharf abgelehnt. 

Ein Ausdruck, der durch das Fehlen von 

vorstellbaren Alternativen und Perspektiven 

nur noch verstärkt wird. So ist man eher ge-

willt Klimaktivist:innen als Terroristen hinter 
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Gitter bringen als die Dysfunktionalität un-

serer (westlichen) Wirtschaftsweise anzuer-

kennen. Auf der anderen Seite wird mora-

lisiert und die Nutzung von PKWs und der 

Urlaubsflug im Sommer als Todesstoß der 

Zukunft hochstilisiert. Eine politische Ge-

mengelage die die gemeinsame Arbeit an 

Perspektiven und Maßnahmen nicht gerade 

erleichtert. Und die Zeit läuft erbarmungs-

los weiter. Jedes Jahr, jeden Monat, ja jeder 

Tag, an dem weiter zu wenig für den Klima-

schutz passiert, vergrößert die auf uns zu-

kommenden Herausforderungen. 

Die Klimakrise wird daher nicht nur umge-

stalten wie wir produzieren und konsumie-

ren, sondern sie wird auch unsere demokra-

tischen Prozesse verändern. Denn wie Jo-

nas Schaible in seinem Buch „Demokratie 

im Feuer“ schreibt liegt der entscheidende 

Hebel für mehr Klimaschutz nicht im Indi-

viduellen, sondern im Politischen. Es man-

gelt nicht an Wissen und Ideen, sondern 

an der praktischen Umsetzung konkreter 

Maßnahmen und an einer Umgestaltung 

der Strukturen. Lebensstilfragen können 

niemals politische Steuerung ersetzen und 

sind wirkungslos, wenn eine begleitende 

politische Steuerung ausbleibt. Aber das-

selbe gilt umgekehrt. Die Politik beschließt 

zwar aus ihrer Perspektive ambitionierte 

Maßnahmen. Ambitioniert im Sinne des 

politisch Möglichen, aber dies muss nicht 

zwangsläufig das naturwissenschaftlich 

Notwendige sein. Doch die Politik stapelt, 

nach Schaible, (Pfad-)Unsicherheit auf Un-

sicherheit. Das Was-Wäre-Wenn verhindert 

an beherztes Vorangehen und ist gleichzei-

tig Barriere für alles weitere.

Doch wie könnte eine Klimademokratie aus-

sehen? Jonas Schaible versucht mit seinem 

Buch „Demokratie im Feuer“ Vorschläge 

dazu zu unterbreiten. Denn Demokratie an 

sich ist immer auch Demokratisierung un-

serer Systeme und Strukturen. Sie ist ein 

Prozess, kein Ort. Sie muss pluralistisch 

und jederzeit revidierbar sein. Durch den 

prozesshaften Charakter gilt es für uns, trotz 

der drängenden Zeit, die Gesellschaft weiter 

mit Demokratie zu fluten. Wie das gelingen 

kann? Nur durch Versuch und Irrtum. Kli-

mademokratie ist auch ein Such- und Lern-

prozess. Schließlich kam es bisher in der 

Geschichte der Menschheit nicht oft zu so 

großen Veränderungen der gesamten ener-

getischen Basis unseres Handelns. 
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Nach Schaible kann sich eine zukunftsfähige 

Klimademokratie aus verschiedenen Stra-

tegien zusammensetzen. Eine Wahlrechts-

reform, um die Zukunft stärker ins System 

zu holen, eine Entprofessionalisierung von 

Entscheidungen über Bürger:innenräte, 

eine Interessensbündelung in eigenen Be-

hörden mit Klage-, Veto- und Kontrollrech-

ten, eine weitere Selbstbindung der Politik 

durch Verfassungsklauseln, Verrechtlichung 

und Effizienzsteigerungen in der Verwaltung 

inkl. der Verankerung von Klimanotständen. 

Einige der von Schaible ins Feld geführ-

ten Vorschläge können wir in unterschied-

lichster Ausprägung bereits in der Praxis 

beobachten wie sozialpartnerschaftliche 

Transformationsräte, Transition Towns, Bür-

ger:innenräte, Transformationsagenturen, 

Klimaklagen usw. Andere sind noch weit 

entfernt oder im Detail diskussionsbedürf-

tig. Dazu zählt insbesondere der Umgang 

mit einer Notstandsgesetzgebung. Der Weg 

ins Ungemach ist oft gepflastert mit guten 

Vorsätzen. Ja, die Zeit drängt, aber es gibt 

keine Alternative zum Versuch, ein Mehr an 

Demokratie zu wagen. Auch der Wunsch, 

aus ökologischer Perspektive rasch und 

hart durchzugreifen, da Demokratien oft 

langsam und schwerfällig sind, ist ein ge-

fährlicher. Wie Schaible selbst schreibt, Au-

tokratien waren und sind noch nie Vorreiter 

im Umweltschutz gewesen. 

Michael Soder, AK Wien
michael.soder@akwien.at
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Buchtipp

Jonas Schaible

Demokratie im Feuer  
Warum wir die Freiheit  

nur bewahren, wenn wir  

das Klima retten und umgekehrt

Deutsche Verlags-Anstalt, 2023.
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